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Mythos oder Realität? Demokratische Legitimität und die 

Formierung der europäischen Zivil gesellschaft seit 1945 

Jahrelang wurde die europäische Integration von der zeitgeschichtlichen Forschung nicht als 

eigenes Untersuchungsfeld, sondern vor allem als Ergänzung der europäischen Nationalge­
schichte(n} betrachtet. I Die Dynamik der europäischen Integration trägt jedoch entschei­

dend dazu bei, dass die Traditionslinien der Europäischen Union auch als eigenständige 1n­
tegrationsforschung in das Blickfeld von Historikern rücken. Angesichts der Debatte um 

eine Verfassung für die Europäische Union und mit Blick auf die Erweiterung der westeuro­

päischen EU-15 um zehn Staaten Mittel- und Osteuropas zu einer gesamteuropäischen EU-

25, gewinnt die Analyse der Ursprünge der Gemeinschaft und ihrer Entwicklungspfade zu­

nehmend an Bedeutung.2 

Einen Schwerpunkt der Integrationsforschung bildet seit jeher die Untersuchung der Le­

gitimitätsgrundlagen der europäischen Gemeinschaftsarchitektur.3 Ob die Europäische 

Union nun als "Zweckverband",4 als "Civitas Europaea",5 als "Staatenverbund",6 als "fUsionier­
ter Föderalstaat"7, als "supr'lI1ationaie Union"8 oder auch als "Staatsbildung ohne Nationenbil-

Für zahlreiche inhaldiche Anregungen und Hinweise danke ich Jana FIeschenberg, für vielfältige Un­
terstützung bei der Erstellung des Manuskripts Julia Doberkat. 

2 Vgl. zum Forschungsstand Wilfried Loth: Beiträge der Geschiclmwissenschaft zur Deutung der Euro­
päischen Integration, in: Wilfried LorhlWolfgang Wessels (Hg.): Theorien europäischer Integration, 
Opladen 2001, S. 87-106, Harmut Kaelble: Europabewußtscin, Gesellschafr und Geschichte. For­
schungsstand und Forschungschancen, in: Rainer Hudemann, Hartmut Kaelble, Klaus Schwabe (Hg.): 
Europa im Blick der Historiker, München 1995, S. 1-29, Michael Gehler: Zeitgeschichte im dynami­
schen Mehrebenensystem. Zwischen Regionalisierung, Nationalstaat, Europäisierung, internationaler 
Arena und Globalisierung, Bochum 2001 sowie Jürgen Mittag: Die Entdeckung der EU-Integrationsge­
schichte? Neue Gesamtdarstellungen und Forschungstrcnds, in: Intef:,Tfation 3 (2003), S. 251-257. 

3 Die Frage nach dem Demokratiecharakter der EU begleitete die Integration und die Integrationsfor­
schung seit der Gründungsphase der EGKS und EWG. Vgl. bereits 1952 Wolf gang Abendroth: Euro­
päische Integration und demokratische Legitimation, in: Außenpolitik 10 (1952), S. 623-634. 

4 So Hans Peter Ipsen: Europäisches Gemeinschaftsrecht, Tübingen 1972, S. 197und erneut JosefIsen­
see: Integrationszicl Europastaat?, in: OIe Duc u.a. (Hg.): Festschrift für Ulrich Everling, Bd. I, Baden­
Baden 1995, S. 567-592, hier S. 583f. 

5 Eberhard GrabirL: Das Europäische Parlament vor der Direkrwahl, in: Integration 2 (1979), S. 47-58, 
hier S. 51f. 

6 Bundesverf.1ssungsgericht: Urteil vom 12. Oktober 1993 (2 BvR 2134,2159/92). Maastrichtvertrag, in: 
Enrscheidungen des Bundesverf.1ssungsgerichts, Bd. 89, Nr. 17, Tübingen, S. 155-213, hier S. 156. 

7 Wolf gang WesseIs: Staat und (westeuropäische) Integration. Die Fusionsthese, in: Michael Krei­
le (Hg.): Die Integration Europas, Politische Vierteljahresschrift, Sonderheft 23 (1992), OpIaden, 
S. 36-61, hier S. 40. 

8 Armin von Bogdandy: Supranationale Union als HerrschaftslYpus: Entstaatlichung und Vergemcin­
schaffUng in staatstheoretischer Perspektive, in: Integration 4 (1993), S. 210-224, hier S. 210. 
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dung"9 betrachtet wird - Etikettierungen der EU werden durchgehend mit dem Urteil man­

gehlder demokratischer Legitimität verknüpft. 10 Kritisch beleuchtet wird vor allem der Um­

stand, dass die Entscheidungsprozeduren der Europäischen Union - in deren Zentrum 

zumeist nicht-öffentliche Verhandlungsprozesse zwischen den Regierungen der Mitglied­

staaten standen und stehen - derart bürgerfern sind, dass es der EU an Akzeptanz mangelt. 11 

Zurückgeführt wird die Bürgerferne darauf, dass staatliche Kompetenzen, die zuvor unmit­

telbar demokratisch legitimierte und kontrollierte Institutionen der Mitgliedstaaten ausge­

führt haben, an europäische Institutionen abgegeben wurden, die diese Legitimation nicht 
besitzen. 12 

Das DemokratiedefIzit der Europäischen Union, das mittlelWeile zu einem Schlüsselbe­

griff wissenschaftlicher Analyse avanciert ist, wird dieser Sichtweise zufolge primär institutio­
nell mit der Schwäche des Europäischen Parlamentes (EP) erklärt. 13 Nach dem Idealmodell 

eines parlamentarischen Systems besitzt die Volksvertretung das Recht, die Regierung zu 

wählen, Gesetze einzubringen und zu beschließen, die Regierung zu kontrollieren und abzu­

berufen. Das Europäische Parlament, das einzige direkt demokratisch legitimierte Organ in 

der EU, verfügt jedoch weder über ein Initiativrecht, noch kann es die Europäische Kommis­

sion wählen. Zudem hat das EP - trotz sukzessiver Kompetenzausweitung - nur begrenzte 

9 Rainer M. Lepsius: Nationalstaat oder Nationalitätenstaat als Modell für die Weiterentwicklung der 
Europäischen Gemeinschaft, in: Rudolf Wildenmann (Hg.): Staatswerdung Europas? Optionen für 
eine Europäische Union, Baden-Baden 1991, S. 19-40, hier S. 26. 

10 Legi timität wird dabei nicht nur als eine Ausprägung von Legalität, sondern im Sinne der Systemtheo­
rie David Eastons auch als eine Dimension politischer Unterstützung verstanden. Gemeint ist: "thc 
conviction that it is fight and proper ( ... ) to accept and obey the aurhorities and to abide by the requi­
remcnts of the regime." David Easton: A Re-Assessment of the Concept ofPolitical Support, in: Bri­
tish Journal of Political Seience 5 (1975), S. 435-457, hier S. 451. Vgl. grundlegend David Easton: 
A Systems Analysis ofPolitical Life, Chicago 1965. 

11 Vgl. zur demokratischen Qualität der EU aus Sicht der Geschichtswissenschaft Hartmur Kaelble: 
Demokratie und europäische Integration seit 1950, in: Manfred Hildermeier u.a. (Hg.): Europäische Zi­
vilgesellsdlaft in Ost und West. Begriff, Geschichte, Chancen, Frankfurt/New York 2000, S. 245-271 
sowie Guido Thiemeyer: Die Ursachen des "Demokratiedefizits" der Europäischen Union aus ge­
schichtswissenschattlicher Perspektive, in: Wilfried Loth (Hg.): Das europäische Projekt zu Beginn des 
21. Jahrhunderts, Opladen2001, S. 27-47. 

12 In diesem Sinne folgert Tsatsos: "Je auronomer aber die politische Entschcidungsgcwalt der Gemein­
schafts- und Unionsorgane wird, desto größer ist der Bedarf an einer unmittelbaren Legitimation und 
Kontrolle." Dimitris Th. Tsatsos: Europäische Politische Parteien? Erste Überlegungen zur Auslegung 
des Parreienartikcls des Maastrichter Vertrages - Art. 138a EGV, in: Europ;iische Grundrechte-Zeit­
schrift 21 (I 994), S. 45-53, hier S. 52f. 

13 Vgl. zur institutionellen Interpretation des Demokratiedefi7jts Markus Jachtenfuchs: Democracy and 
Governance in the European Union, in: Andreas FollesdallPeter Koslowski (Hg.): Democracy and the 
European Union, Berlin 1998, S. 37-64. Paul Kirchhof: "Europäische Einigung und der Verfassungs­
staat der Bundesrepublik Deutschland", in: Josef Isensee (Hg.): Europa als politische Idee und rechtli­
che Form, Berlin 1993, S. 63-102; Dieter Grimm: Mit einer Aufwertung des Europa-Parlaments ist es 
nicht getan - Das Demokratiedefizit der EG hat strukrurelle Ursachen, in: Jahrbuch zur Staats- und 
Verwaltungswissenschaft 1992/1993, Baden-Baden 1993, S. 13-18; Michael Zürn: Über den Staat 
und die Demokratie im curopäischen Mehrebencnsystem, in: Politische Vierteljahresschrift 1 (1996), 
S. 27-55; Heidrun Abromeit: Ein Vorschlag zur Demokratisierung des europäischen Entscheidungs­
systems, in: Politische Vierteljahresschrift 1 (1998), S. 80-90. 
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Legislativkompetenzen im europäischen Rechtsetzungsprozess. Die geringe Wahlbeteili­
gung, das uneinheitliche und zudem an nationalstaatlicher Parteiräson orientierte Nominie­
rungs- und Wahlverfahren sowie ein durch das Prinzip der degressiven Proportionalität ,ver­
zerrtes' Mandatskontingent tragen ihr Übriges dazu bei, die demokratische Legitimation des 
Europäischen Parlaments als fragwürdig zu charakterisieren. 14 

Neben die institutionelle Erldärung des demokratischen Defizits der EU ist eine zweite 
Sichtweise getreten, die das Demokratiedefizit damit begründet, dass bisher kein europäi­
scher Willensbildungsprozess mit europaweiten Parteien, Verbänden und Massenmedien in 
Gang gekommen ist und sich infolgedessen auch keine europäische Öffentlichkeit15 und kei­
ne europäische Gesellschaft herausgebildet hat. 16 Demokratiefähig wäre die EU dieser Erklä­
rung zufolge nur dann, wenn sich eine homogene - auf grund von gemeinsamer Geschichte, 
Erfahrung, Sprache und Kultur als solche zu identifizierende - kollektive Identität konstitu­
iert hätteP Das Fehlen einer europäischen Kommunikationsgemeinschaft wird vielfach 
auch mit der Elitenorientierung der europäischen Integration begründet. Der Integrations­
prozess war über Jahrzehnte hinweg ein Projekt der europäischen (Wirtschafts-)Eliten unter 
geringer Anteilnahme der breiten Bevölkerung. Nachdem der große Wurf einer politischen 
Integration 1954 gescheitert war, vollzog sich die europäische Einigung primär auf wirt­
schaftlichem Gebiet. 18 Von der Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl (EGKS) über die Schaffung der Zollunion und des Binnenmarktes bis hin zur Wirt­

schafts- und Währungsunion standen der Abbau von Handelshemmnissen und die Marktre­
gulierung im Vordergrund. Lange Zeit interessierten sich deshalb vor allem Wirtschaftsver­
treter und Landwirte für die Gemeinschaft. 19 

14 V gl. grundlegend zu den Kompetenzen des Europäischen Parhunents J uliet Lodge: The European Par­
liament, in: Svein S. Andersen/Kjell Eliassen (Hg.): Thc European Union. How democraric is it?, Lon­
don 1996, S. 187-214; Wolfgang Wesse!s/Udo Diedrichs: Thc European Parliament and EU legiti­
macy, in: Thomas Banchoff/Mitchell Smith (Hg.): Legitimacy and the Europcan Union, The Contes­
ted Polit)', London/New York 1999, S. 134-152; Richard Corbctt u.a.: The European Parliament, 
London 42003. 

15 V gl. hierzu Jürgen Gerhards: Westeuropiiische I ntcgration und die Schwierigkeiten der Entstehung ei­
ner europäischen Öffentlichkeit, in: Zeitschrift hlr Soziologie 22 (1993), S. 96-110 sowie aus histori­
scher Perspektive Hartmur Kaelble: Die europiiische Öffenrlichkcit in der zweiten Hälfi:e des 20. Jahr­
hunderts - Eine Skizze, in: Michael Grüttner/Rüdiger Hachtmann/Heinz-Gerhard I-hupt (Hg.): Ge­
schichte und Emanzipation, Frankfurt am Main 1999, S. 651-678. 

16 V gl. zum Rekurs auf die fehlende Erfahrungs- und Identitätsgemeinschafi: Peter GrafKielmanscgg: Inte­
gration und Demokratie, in: Markus Jachtenfuchs/Beate Kohler-Koch (Hg.): Europäische Integration, 
Opladen 22000, S. 49-76; Hagen Schulze: Europäische Identität aus historischer Sicht, in: Wilhe1m 
Henrichsmeyer u.a. (Hg.): Auf der Suche nach europäischer Identität, Bonn 1995, S. 17-51 sowie den 
Diskussionsstand zusammenfassend Wolf gang Merke!: Die Europäische Integration und das Elend der 
Theorie, in: Geschichte und Gesellschaft 25 (1999), S. 302-338, insbesondere S. 323-325 und Bettina 
Wesrle: Europäische Identität im Spannungsfcld regionaler und nationaler Identitäten - Theoretische 
Überlegungen und empirische Befunde, in PVS 4(2003), S. 453-482. 

17 V gl. kritisch zur Herausbildung einer europäischen Identität Wilfried Loth: Europäische Identität in his­
torischer Perspektive, Bonn 2002 (Discussion Paper Center for European Integration Studies 13onn). 

18 Vgl. als aktuelle Gesamtdarstellung zur Geschichte der EU Gerhard Brunn: Die Europäische Eini­
gung. Von 1945 bis heute, Snmgarr 2002. 

19 Zudem wurde die Ausweitung der EGIEU-Kompetenzen zumeist mit einer diskussionsfeindlichen 
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Es kann deshalb kaum überraschen, dass die Integration ,von oben' auf geringen Widerhall 

in der breiten Bevölkerung stieß. Umfragen zufolge bestand stets eine breite Kluft zwischen den 

Eliten aus Wirtschaft, Verwaltung und Politik und der breiten Bevölkerung. Vor diesem Hin­

tergrund lässt sich das Demokratiedefizit in der EU nicht nur mit institutionellen Regelungen, 

sondern auch mit der Dichotomie von Führungsschicht und Bevölkerung in Fragen der euro­

päischen Einigung begründen, die sich in unterschiedlichen Prioritäten und Wahrnehmungen 

ausdrückt.20 Zur Relativierung dieser Beobachtung wurde lange Jahre die Theorie des permis­

siven Konsensus bemüht, der zufolge bei der Bevölkerung eine diflUseAkzeptanz, ein "permissiver 

consensus"21, fUr die europäische Integration vorherrsche. Diese Interpretation ,funktionierte' in­

des nur solange, wie die Integration ohne Kosten und vor allem ohne öffentliche Aufmerksam­

keit blieb. Dies war bis in die frühen 1990er Jahre der Fall, änderte sich aber schlagartig mit der 

öffentlichen Kritik am Maastrichter Vertrag und der Art und Weise seines Zustandekom­

mens.22 Das dänische ,Nein' und das schwache französische ,Ja' zum Vertrag über die Europäi­

sche Union sowie das viel beachtete Urteil des Bundesverfassungsgerichtes im Oktober 1993 

stellten Beschleunigungsmomente der wachsenden Skepsis gegenüber der Natur und Finalität 

der europäischen Integration dar, die seit den 1990er Jahren - über die Wegmarken Amsterda­

mer und Nizzaer Vertrag - in variierender Intensität anhält.23 

,Alter Wein in neuen Schläuchen': Die Renaissance der Zivilgesellschaft 

Angesichts dieser Diagnosen werden in Wissenschaft und Politik die Möglichkeiten einer in­
tensiveren Teilhabe der Bevölkerung am politischen Entscheidungsprozess diskutiert. Da in 

Massendemokratien - nach dem klassischen Muster repräsentativer Systeme - die unmittel­

bare und direkte Partizipation eines jeden Bürgers durch plebiszitäre Elemente kaum realis-

Sachlogik begründet. Demzufolge zieht die optimale Funktionsweise eines Politikbereichs die Er­
schließung anderer Politikbereiche nach sich. Vgl. Claus Giering: Europa zwischen Zwecherband 
und Superstaar. Die Entwicklung der politikwissenschafrlichen Integrationstheorie im Prozess der eu­
ropäischen Integration, Bonn 1997. 

20 Während in den 1990er Jahren durchschnittlich etwa 94 % der Eliten die EU-Mitgliedschaft ihres 
Landes unterstützten, waren es in der Bevölkerung nur etwa 53 %. Die Zusrimmungsraten zur EU va­
riierten dabei zwischen 50 % im Jahr 1981, einem absoluten Spitzenwert von 72 % im Frühjahr 1991 
und einem Tiefstand von 46 % im Frühjahr 1997. Vgl. hierzu die Ergebnisse der seit Herbst 1973 
halbjährlich im Auftrage der Europäischen Kommission in allen Mitgliedstaaten der Union durchge­
führten repräsentativen Bevölkerungsumfrage Eurobarometer 51 Ouli 1999), S. 24. Ein entsprechen­
des Bild bietet sich in einzelnen Politikbereichen: So fand etwa die Einführung des Euro bei 85 % der 
Führungsklasse Unterstützung, während in der Bevölkerung nur 53 % diesen Schritt unterstützten. 

21 V gl. zum BegriffRonald Inglehart: Public Opinion and Regional Integration, in: Leon N. Lindberg/Stuart 
A. Scheingold (Hg.): Regional Integration, Thc'<)!), and Research, Cambridge (Mass.) 1970, S. 160-191. 

22 Vgl. Kar! Heinz Reif: Ein Ende des ),Permissive Consensus«? Zum Wandel europapolirischer Einstel­
lungen in der öffentlichen Meinung in den EG-Mitgliedstaaten, in: RudolfHrbek (Hg.): Der Vertrag 
von Maastricht in der wissenschaftlichen Kontroverse, Baden-Baden 1993, S. 23-33. 

23 Vgl. Oskar Niedermayer: Die öffentliche Meinung zur zukünftigen Gestalt der EU. Bevölkerungs­
orientierungen in Deutschland und den anderen EU-Staaten, Bonn 2003. 
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tisch und auch nur begrenzt wünschenswert erscheint,24 wird nach entsprechenden ,Ersatz­

konstrukten' gesucht. Zunehmende Bedeutung kommt dabei der Existenz und Leistungsfä­
higkeit einer europäischen Zivi/gesellschaft zu. 

Das Konzept der Zivilgesellschaft feierte bereits in den 1980er Jahren seine Wiederentdec­
kung. Angesichts ihrer Rolle beim Ende des Kalten Krieges und dem Zerfall der kommunisti­
schen Herrschaftschaftssysteme in Mittel- und Osteuropa avancierte die Zivilgesellschaft gera­
dezu zu einem Patentrezept rur alle möglichen Probleme.25 Zivilgesellschaft wurde zu einem 
Modebegriff, der fast inflationär verwendet wurde, denn überall dort, "wo der Staat und seine 
Leistungsfähigkeit entzaubert werden, entdeckt man die ( ... ) Zivilgesellschaft als gelobtes 
Land".2G Angesichts einer derartigen "Hochkonjunktur"27 der Zivilgesellschaft in der öffentli­
chen wie auch der geschichts- und politikwissenschaftlichen Debatte kann es kaum verwun­
dern, dass der Terminus Zivilgesellschaftnicht allein auf Nationalstaaten, sondern auch auf po­
litische Räume jenseits des Nationalstaats und insbesondere auf die EU projiziert wird.28 

Ob unter dem Etikett Citizenship, Bürgergesellschaft, Netzwerkgesellschaft, Dritter Sektor 
oder deliberative Demokratie - in zunehmenden Maße wird die Zivilgesellschaft als Vehikel 
für die europäische Integration bemüht, mit dem das Demokratiedefizit auf europäischer 
Ebene reduziert werden soll. Das, was dabei mit dem ebenso schillernden wie mehrdeutigen 
Schlagwort Zivilgesellschaft charakterisiert wird, ist von einer Vielzahl unterschiedlicher 
Leitbilder geprägt, die eine große Spannweite teils konvergierender, teils divergierender Er­
wartungen und Befürchtungen dokumentieren und zugleich eine einfache Abhandlung er­
schweren. Einhelliger Tenor ist aber stets, dass es Aufgabe der Organisationsformen der Zi­
vi/gesellschaft sei, eine Blücke zwischen Gesellschaft und EU zu schlagen, um so die demo­
kratische Legitimität - wie auch die soziale Integration - der Europäischen Union zu stärken. 
Um die Bürgernähe der EU zu verbessern, bedarf es der Resonanz einer ausgeweiteten Betei­
ligungspraxis der Zivilgesellschaft.29 Damit wird der Zivilgesellschaft eine entscheidende 

24 Vgl. zusammenfassend zur Diskussion um Referenden auf EU-Ebene Hubert Heinclt: Zivilgesell­
schafdiche Perspektiven einer demokratischen Transformation der EU, in: Thomas MeyerlReinhard 
Weil (Hg.): Die Bürgergesellschaft. Perspektiven flir Bürgerbeteiligung und Kommunikation, S. 318-
342, insbesondere S. 329[ 

25 Vgl. aus politischer Perspektivc zu den intendierten dcmokratie- und partizipationstheoretischcn Er­
wartungen an die Zivilgesellschaft: Enquete-Kommission "Zukunft des Bürgerschaftlichen Engage­
menrs"/Deutscher Bundestag (Hg.): Bericht Bürgerschaftliches Engagement: Auf dem Weg in eine zu­
kunftsfähige Bürgergesellschaft, Opladen 2002 und Europäische Kommission: Europäisches Regie­
ren. Ein Weißbuch, Brüssel2001, KOM (2001) 428 endgültig, S. 4. Zur Analyse: Kenneth A. Arm­
strong: Rediscovering Civil Sociery: The European Union and the White Paper on Governance. in: 
European Law Journal, 1 (2002), S. 102-132. 

26 So Christopher Gohl: Bürgergesellschaft als politische Ziclperspekrive, in: Aus Politik und Zeitge­
schichte 6/7 (2001), S. 5-11, hier S. 7. 

27 Die interdisziplinäre, wenngleich unterschiedlich motivierte Nutzbarkeit des Begriffs Zivilgesellschaft 
für Geistes- und Sozialwissenschaften spiegelt sich exemplarisch wider bei Hildermeier u.a. (Hg.). 

28 Vgl. etwa Klaus Dieter Wolf: Zivilgesellschaftliche Selbsrregulierung: ein Ausweg aus dem Dilemma 
des internationalen Regierens, in: Markus Jachtenfuchs/Michele Knodt (Hg.): Regieren in internatio­
nalen Institutionen, Opladen 2002, S. 183-214. 

29 In EU-offizieller Terminologie heißt es: "Europa braucht ( ... ) mehr politische Öffentlichkeit, die Em­
scheidungsprozesse müssen transparenter werden und es müssen Mittel und Wege gesucht werden, die 
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Rolle bei der Überwindung der demokratischen Strukturdefizite in der EU sowie der Stär­

kung der partizipativen Elemente im europäischen Rechtsetzungsprozess beigemessen. 

Die Zivilgesellschaft wird aber nicht nur als Schnittstelle zwischen Bürger und Staat ver­

standen, sie entwickelt sich auch zum Bindeglied zwischen geistes- und sozialwissenschaftlicher 

Forschung zur europäischen Integration. Im Konzept Zivilgesellschaft treffen - angesichts der 

Herausforderungen des Regierens in entgrenzten Räumen30 bzw. des Regierens jenseits des Staa­
tel' I - die stark normativ geprägten Erwartungsprojektionen der Sozialwissenschaften an ein 

transnationales deliberatives Politikrnodell32 auf die Analysen einer sozialgeschichtlich orien­

tierten historischen Forschung zur bürgerlichen Gesellschaft, die - über den sprachlichen Um­

weg der englischen civil society33 - insbesondere vom Berliner Zentrum fiir Vergleichende Ge­
schichte Europas seit Mitte der 1990er Jahre fUr eine neue Sicht auf die europäische Geschichte 

des 19. und 20. Jahrhunderts genutzt werden.34 Auch aus historischer Perspektive kommt de­

mokratietheoretischen Aspekten und der veränderten Sicht auf den Nationalstaat besondere 

Bedeutung zu. Während der Nationalstaat als kollektives Gebilde im vergangenen Jahrhundert 

noch "als Gehäuse der entstehenden Industriegesellschaft und als Regelmechanismus für deren 

Konflikte unvermeidlich war",35 gilt er in einer Zeit "postklassischer Nationalstaaten"36 bzw. 
im postnationalen Zeitalter als nicht mehr adäquat}? 

Bürger wieder Kir Europa zu interessieren. Eine Möglichkeit, dies zu erreichen, besteht in der engeren 
Einbindung der organisierten Zivilgesellschaft in den Entscheidungsprozess. " Stellungnahme des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses der Europäischen Gemeinschaften: Governance und organisierre 
Zivilgesellschaft, CES 312001. Vgl. auch Wirtschafts-und Sozial ausschuss der Europäischen Gemein­
schaften: The role of organised civil society in European governance, Brussels 8-9 November 2001 
Workshop 3 - Civil dialogue: objectives, methods, strucrures and participarion. 

30 Vgl. Beate Kohler-Koch (Hg.); Regieren in entgrenzten Räumen, PVS Sonderheft 29 (I998); Klaus 
EderlBernhard Giesen (Hg.): European Citizenship berween National Legacies and Postnational Pro­
jects, Oxford 2001. 

31 Vgl. Markus Jachtenfuchs/Beate Kohler-Koch: Regieren im dynamischen Mehrebenensystem, in: 
dies. (Hg.): Europäische Integration, Opladen 1996, S. 15-44; Michael Zürn: Regieren jenseits des 
Nationalstaates. Globalisierung und Denationalisierung als Chance, Frankfurt a. M. 1998. 

32 Vgl. grundlegend Jürgen Habermas: Faktizität und Geltung. Beiträge zur Diskurstheorie und des de­
mokratischen Rechtsstaates, Frankfurt am Main 1992 sowie mit Blick auch auf die EU Christian Joer­
ges: Transnationale deliberative Demokratie oder deliberativer Supranationalismus, in: Zeitschrift für 
internationale Beziehungen 1 (2000), S. 145-163. 

33 Im englischen Sprachbereich werden Bürger- und Zivilgesellschaft synonym verwendet, während im 
deutschen Sprachraum lange zwischen beiden Begriffen differenzierr wurde. 

34 V gl. als Pionierarbeit Hartmut Kaelble: Auf dem Weg zu einer europäischen Gesellschaft. Eine Sozial­
geschichte Westcuropas 1880-1980, München 1987 sowie aus dcr Fülle der aktuellen Forschungslite­
ratur Svcn Reichardt u.a. (Hg.): Zivilgesellschaft als Geschichte, Studien zum 19. und 20. Jahrhun­
dert, Opladen 2003. 

35 Vgl. Hagen Schulze: Staat und Nation in der europäischen Geschichte, München 1994, S. 337f. 
36 Zum Begriff Heinrich August Winklcr: Der lange Weg nach Westen, Bd. 2, München 2000, insbe­

sondere S. 655-657 sowie zur Diskussion Heinrich August WinkleriHartmut Kaelble (Hg.): Nationa­
lismus - Nationalitiiten - Supranationalitiit, Stuttgart 1993. 

37 Vgl. Reinhart Koselleck: Vergangene Zukunft. Zur Semantik geschichtlicher Zeiten, Frankfurt am 
Main 21992. Vgl. zur Diskussion um das Ende des Nationalstaates Jürgen Habermas: Die postnatio­
nale Konstellation und die Zukunft der Demokratie, in: ders.: Die postnationale Konstellation, Frank­
furt a. M. 1998, S. 91-169. 
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Was aber ist unter dem Konzept der Zivilgesellschaft aus historisch-sozialwissenschaftli­
cher Perspektive zu verstehen? Inwiefern ist der BegriffZivilgesellschaft nicht nur auf die ein­
zelnen Staaten Europas, sondern auch auf die Europäische Union übertragbar? Existiert in 
der Europäischen Union überhaupt die kollektive Identität einer europäischen Zivilgesell­
schaft oder sind nicht vielmehr Tendenzen eine Europäisierung der einzelnen nationalen Zi­
vilgesellschaften auszumachen? Und wer sind die Akteure und Träger einer solchen europäi­
schen Zivilgesellschaft? Um diesen Leitfragen nachzugehen und zu untersuchen, ob es über­
haupt gerechtfertigt ist, von einer europäischen Zivilgesellschaft zu sprechen, wird im Fol­
genden in einem ersten thematischen Komplex zunächst knapp das Konzept der 
Zivilgesellschaft in seiner historischen Genese skizziert und eine Definition von Zivilgesell­
schaft erarbeitet. In einem zweiten Problemkomplex wird die Zivilgesellschaft in den Kon­
text der europäischen Integration gestellt und untersucht, inwiefern sich in den einzelnen 

Zeitabschnitten der europäischen Integration zivilgesellschaftliche Tendenzen widerspie­
geln. Einzelne Akteure und gesellschaftliche Strömungen werden in diesem Kontext ebenso 
beleuchtet wie Einflusskanäle und Hindernisse im Kampf um politische und gesellschaftli­
che Partizipation. Auch die aktuellen Reformprozesse der EU, insbesondere die Arbeiten des 
Europäischen Verf.,ssungskonvents werden in diesem Zusammenhang behandelt. Ein drittes 
Untersuchungsfeld analysiert, inwiefern die Einbindung der Zivilgesellschaft in die jüngsten 
Reformprozesse der EU auch eine Antwort auf die Debatte um das Demokratiedefizit der 

Europäischen Union liefert. Abschließend wird aus historisch-sozialwissenschaftlichem 
Blickwinkel beleuchtet, ob die Analyse der europäischen Zivilgesellschaft auch neue Perspek­
tiven für die Erforschung sozialer Bewegungen eröffnet. 

Vehikel zur Legitimationssteigerung: 

Die ,Karriere' des Konzepts Zivilgesellschaft 

Wer die aktuelle Forschungsliteratur zur Zivilgesellschaft betrachtet, findet eine schier un­
überschaubare Vielfalt an Definitionen und Erldätungsansätzen, kaum aber eine allgemein 
akzeptierte Begriffsbestimmung.38 Noch am verbreitetsten ist - in Anlehnung an eine Defi­

nition von lohn Locke - jene Lesart, welche die civil society als "unabhängige gesellschaft­
liche Sphäre gegenüber dem Staat" begreift.39 Die hieran kritisch anknüpfenden Differen­
zierungen und Modifizierungen füllen indes ganze Regalwände. Dies lässt sich darauf zu­
rückführen, dass das Konzept Zivilgesellschaft nicht nur gegenwärtig vor dem Hintergrund 
unterschiedlicher Kulturen, abweichender historischer Erfahrungen, divergierender For­
schungsdisziplinen sowie mannigfacher politischer und wissenschaftlicher Erwartungspro­
jektionen zu sehen ist, sondern dass im Verlauf der Geschichte das Verständnis von Zivilge­
sellschaft auch einem Bedeutungswandel unterlag. Die Vielschichtigkeit - und oftmals auch 

38 Vgl. Micha Brumlik: Was heißt ,Zivile Gesellschaft'? Versuch, den Pudding an die Wand zu nageln, 
in: Blätter für deutsche und internationale Politik 36 (1991), S. 987-993, sowie grundlegend John 
Ehrenberg: Civil Society: The Critical History of an Idea, New York/London 1999. 

39 Zit. nach Hans-Joachim Lauth/Wolfgang Merkcl: Systemwechsel und Zivilgesellschaft: Welche Zivil­
geseIlschaft braucht die Demokratie? Aus Politik und Zeitgeschichte 6/7 (1998), S. 3-12, hier S. 4. 
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Verwirrung - über die Bedeutung der oft ge- und nicht selten missbrauchten Idee der Zivil­

gesellschaft und ihre Instrumentalisierung als "politischer Mythos"40 lassen es notwendig 
erscheinen, zunächst die Genese des Begriffs und Konzepts Zivilgesellschaft kurz zu skizzie­
ren.41 

Bis zur Aufklärung war das Verständnis des Begriffs Zivilgesellschaft stark geprägt durch 
die Interpretation von AristoteIes' Konzept der koinonia politikeund Ciceros Vorstellung von 
der societas cilJilis.42 Beiden Ansätzen zufolge bildet die Zivilgesellschaft eine umfassende so­
ziale Dimension und eine Art politischen Verband jenseits der Familie, der durch Gesetze ge­
regelt werden muss. Aristoteles gibt damit der öffentlich-politischen Sphäre den Vorrang ge­
genüber der häuslich-familiären Sphäre. Es wird dabei keine Abgrenzung zum Staat (bzw. 
zur Polis) vorgenommen, denn - so auch Cicereo - "das Gemeinwesen ist ( ... ) die ,Sache des 
Volkes'''. Das Volk aber, so Cicero weiter, "ist nicht jede Vereinigung von Menschen, die auf 
jede nur denkbare Weise sich wie eine Herde zusammengeschart hat, sondern der Zusam­
menschluss einer größeren Menschenzahl, der auf der Grundlage einer Rechtsvereinbarung 
und einer Interessengemeinschaft erfolgt ist. "43 Diese Auffassung beinhaltet eine stark nor­

mative Komponente: Die Mitglieder der Zivilgesellschaft - bei Aristoteles und Cicero die 
männlichen Vollbürger des jeweiligen Staatswesens - hatten ihre bürgerlichen Pflichten im 
Gemeinwesen zu erfüllen, ihre Lebensführung tugendhaft zu gestalten und sich dem öffentli­
chen Wohlergehen unterzuordnen. Dieses auf antiken Maßstäben und Wertvorstellungen 
beruhende Verständnis von Zivilgesellschaft wurde im Laufe des Mittelalters tradiert und 
insbesondere auf die Städte, später auch auf den Ständestaat bezogen.44 Weiterentwickelt 
bzw. modifiziert wurde es dergestalt, dass Thomas von Aquin u.a. die societas civilis um 
eine societas divina ergänzten. Unverändert blieb jedoch die wechselseitige Verwendbarkeit 
des Zivilgesellschafts- mit dem Staatsbegriff. 

Durch die Jahrhunderte hindurch konnten Staat und Zivilgesellschaft miteinander aus­
getauscht und im gleichen Sinn gebraucht werden.45 Mit dem Absolutismus und der Aufklä­
rung wird diese Bedeutung jedoch sukzessive in ihr Gegenteil verkehrt.46 Staat und Gesell-

40 So Luis Salaz,u: Vom Gebrauch und Missbrauch des Begriffs Zivilgesellschaft, in: Peter Hengstenberg 
u.a. (Hg.): Zivilgesellschaft in Lateinamerika. Interessenverrrerung und Regierbarkeit, Frankfurt am 
Main 2000, S. 23-32, hier S. 26. 

41 V gl. grundlegend J ürgen Kocka: Zivil gesellschaft als historisches Problem und Versprechen; Klaus von 
Beyme: Zivilgeseltschaft - Karriere und Leistung eines Modebegriffs, in: Hildermeier u.a. (Hg.), 
S. 13--40 und S. 41-55. 

42 Vgl. zur Etymologie Manfred RiedeI: Bürgerliche Gesellschaft, in: Otto Brunner u.a. (Hg.) Geschicht-
liche Grundbegriffe 2, Stttttgart 1979, S. 719-800. 

43 Marcus Tullius Cicero: Über den Staat, übers. von Walter Sontheimer, Sturtgarr 1956, S. 39. 
44 V gl. Jeanctte Schade: "Zivilgesdlschaft" - eine vielschichtige Debarre, INEF Report 59 (2002), S. 9f. 
45 Das mit der Reformation immer stärker hervortretende Konzept von der Kirche bzw. der Glaubensge-

meinschaft als einer selbstständigen Gesellschaft machte jedoch deutlich, dass die Gesellschaft nicht iden­
tisch ist mit ihrer politischen Organisation. Siehe hierzu auch Charles Taylor: Die Beschwörung der Civil 
Sociery, in: Kryszrof Michalski (Hg.): Europa und die Civil Society, Sturrgart 1991, S. 52-81. 

46 V gl. hierzu jetzt auch differenziert Sven Reichardt: Civil Society. A Concept far Comparative Histari­
cal Research, in: Annctte ZimmerlEckhard Priller (Hg.): Future of Civil Society, Wiesbaden 2004, 
S.35-55. 
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schaft gelten nicht länger als identisch, sondern beginnen sich zu verselbstständigen. Der 

Herrscher beansprucht die alleinige Regentschaft, während die Gesellschaft ihr Recht auf 

Mitsprache verliert. Seit der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts wird die Zivilgesellschaft 
immer stärker als Gegenpol zum Staat verstanden, insbesondere in den absolutistisch regier­

ten Staaten Europas. Vor allem die schottische und die kontinentale Aufklärung im späten 

18. Jahrhundert haben einen zentralen Beitrag zur modernen Vorstellung von Zivilgesell­
schaft geleistet.47 Beeinflusst durch die liberalen Strömungen des Bürgertums, bildet die Zi­

vilgesellschaft einen - im neuzeitlichen Verständnis - autonomen sozialen Bereich, der die 

Privatsphäre und die Kultur ebenso wie die Wirtschaftswelt einbezieht, jedoch vom Politi­
schen abgegrenzt bleibt. 

In bewusst utopischer Vision entwickelte sich mit der Zivilgesellschaft die Vorstellung 

von einer Gemeinschaft, die in persönlicher Freiheit - unter der Herrschaft der Gesetze -

lebte, ohne durch kulturelle, soziale, religiöse oder ethnische Unterschiede getrennt zu sein. 48 

Angesichts dieser egalitären Komponente verstand man unter der Zivilgesellschaft auch ein 
zukünftiges Gesellschaftsmodell, das es dem Bürger ermöglicht, friedlich - oder besser: zivili­

siert - zusammenzuleben.49 Dem sich herausbildenden Vereinswesen kommt dabei ein 
ebenso konstitutiver Charakter zu wie dem Bildungswesen.50 Wie Lothar GaU betont, war es 

insbesondere die "Kultur, die allgemeine Bildung", die "eine Gemeinschaft der Freien und 
Gleichen", für die "gleichberechtigten Bürger zunächst in ihrem Reich, dann aber mit Not­

wendigkeit immer weiter über dieses hinaus" schaffte.51 So wurde immer stärker eine Durch­

dringung des politischen Raumes angestrebt und dieser mit der Forderung nach größerer de­
mokratischer Repräsentation und Partizipation konfrontiert bzw. der Schutz vor staatlicher 

Willkür eingefordert. Locke sprach in diesem Kontext von "civil government", Kant von der 

"bürgerlichen Gesellschaft", Rousseau vom "etat civil", Tocqueville von "societe civile" und 
alle meinten - ungeachtet beträchtlicher Interpretationsunterschiede - eine zivilisierte 

Gesellschaft, die bestimmten Regeln folgt und somit eine Ordnung politisch aktiver Bürger 
bildet. 

47 Vgl. hier insbesondere die aus dem Jahre 1767 stammende Publikation des schottischen Priesters und 
Moralphilosophen Adam Ferguson: Essay on the History of Civil Sociery, in welcher der Zivilgesdl­
schafrsbegriff erstmals erörtert wird. 

48 Diese utopische Version von einer zukünftigen Zivilisation, in der "die Menschen als mündige Bürger 
friedlich zusammen leben würden", sieht die "Privatpersonen in ihren Familien und als Bürger in der 
Öffentlichkeit, selbständig und frei, kooperierend, unter der Herrschaft des Rechts, aber ohne Gänge­
lung durch den Obrigkeitsstaat, mit Toleranz für kulturelle, religiöse und ethnische Vielfalt, aber ohne 
allzu gtoße soziale Ungleichheit, jedenfalls ohne ständische Ungleichheit herkömmlicher Art". So Jür­
gen Kocka: Zivilgesellschaft in historischer Perspektive, in: Forschungsjournal Neue Soziale Bewegun­
gen 2 (2003), S. 29-37, hier S. 30. 

49 In diesem Zusammenhang wurde die Idee der Zivilgesellschaft auch als ein dynamischer Prozess ver­
standen, der die europäische Welt von der Gesellschaftsbildung in niclu-europäischen Kulturen ab­
grenzte. Besonderen Niederschlag fand dies in Werten wie Bildung, Erziehung und Fleiß. 

50 Vgl. etwa Stefan-Ludwig HoHil1ann: Geselligkeit und Demokratie: Vereine und zivile Gesellschaft im 
transnationalen Vergleich, 1750-1914, Göttingen 2003. 

51 Lorhar Gall: Bürgertum in Deutschland, Berlin 2000, S. 196. 
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Mit der sich herausbildenden bürgerlichen Gesellschaft verlor der Terminus Zivilgesell­
schaft .im Verlauf des 19. Jahrhunderts jedoch an Bedeutung. Der Zivilgesellschaftsbegriff 
wurde zunehmend zu Gunsten des Terminus BürgergesellschaJtzurückgestellt und das Kon­
zept wegen seines anti-politischen und bürgerlichen Blickwinkels kritisiert - am schärfsten 

wohl durch HegeI, später durch Karl Marx.52 In dieser Zeitphase ließ sich die Zivilgesell­
schaft nie von ihrer Bindung an die bürgerliche Gesellschaft trennen. Debatten über die Zi­
vilgesellschaft konzentrierten sich vor dem Hintergrund von Industrialisierung und Klassen­
kampf fortan hauptsächlich auf ihr liberales Konzept und dessen Kritik durch den Sozialis­

mus bzw. Marxismus. Die Fronten verliefen dabei nicht mehr zwischen Staat und Gesell­
schaft, sondern durch die Gesellschaft selbst.53 In dieser Tradition marxistischer Kritik an 
der Bürgergesellschaft stehen auch die Schriften Antonio Gramscis aus den 1930er Jahren, in 
denen der Kampf um kulturelle Hegemonie betont und - als Voraussetzung für politische 
Herrschaft - in die Zivilgesellschaft verlagert wurde.54 

Erst seit der Mitte des 20. Jahrhunderts ging man wieder allmählich dazu über, der Zivil­
gesellschaft eine vermittelnde Rolle zwischen staatlichem und gesellschaftlichem Bereich zu­
zusprechen. Unvermindert blieb aber die Zivilgesellschaft eine Randerscheinung wissen­
schaftlicher und öffentlicher Diskussion. Erst die politischen Veränderungen der ausgehen­
den 1980er Jahre in Lateinamerika55 sowie in Mittel- und Osteuropa,56 durch die Diktatur 
und Totalitarismus überwunden wurden, brachten die Zivil gesellschaft in das Zentrum öf­
fentlicher Debatten zurück. 57 Standen lange Zeit die formalen institutionellen Vorgaben 
beim Aufbau demokratischer Strukturen im Mittelpunkt, so erhielt die Debatte über die 
Bedeutung einer engagierten, den institutionellen Rahmen abstützenden Gesellschaft nach 
1989 neuen Schub. Sowohl in Lateinamerika als auch in Mittel- und Osteuropa wurde der 
Zivilgesellschaft die Durchsetzung von Wertvorstellungen wie Gewaltlosigkeit, Menschen­
würde, Toleranz und Demokratie zugeschrieben. Damit wird sie als ein gegenüber dem Staat 
abgegrenzter, geschützter Bereich und als notwendiges Korrelat demokratischer Emanzipa­
tion gesehen.58 

52 Unverändert - wenngleich nur in begrenztem Umf.·ll1g - dient der Zivilgesellschaftsbegriff aber auch 
als Rahmen Kir visionäre Konzeptionen, etwa für Elemente gesellschaftlicher Sclbstorganisation, für 
Menschenrechte, Modernisierung und Säkularisierung. 

53 Vgl. zur Modifizierung dieser These Nancy Bermeo/Philip Nord (Hg.): Civil Society before demo­
cracy. Lcssons from Ninereenrh-Cemury Europe, Lanham et al. 2000. 

54 Vgl. zur Einordnung Gramscis Jean L. Cohen/Andrew Arato: Civil Society and Political Theory, 
51999, S. 142-174 sowie Sabine Kebir: Gramscis Zivilgesellschaft. Alltag, Ökonomie, Kultur, Politik, 
Hamburg 1991. 

55 VgL grundlegend zur Zivilgesellschaft in Llteinamerika: European Economic and Social Committec: 
Civil Society in L'ltin America and the Caribbean, Brussels 1999. 

56 V gl. mit Blick auf Osteuropa Elke Fein/Sven Matzke: Zivilgesellschaft. Konzept und Bedeurung für 
die Transformation in Osteuropa, Arbeitspapiere des Bereichs Politik und Gesellschaft des Osteuropa­
Instituts der Freien Universität Berlin, Heft 7 (I 997). 

57 Vgl. Koch: Zivilgesellschafr als historisches Problem, S. 18. 
58 Vgl. Günther Ammon/Michael Hartmaier (Hg.): Zivilgesellschafr und Staat in Europa. Ein Span­

nungsfcld im Wandel, Baden-Baden 2001. 
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Die wichtige Rolle der Zivilgesellschaft bei den erfolgreichen Transformationsprozessen 

in Lateinamerika sowie in Mittel- und Osteuropa wurde seit den 1990er Jahren auch in den 
westeuropäischen Gesellschaften verstärkt wahrgenommen.59 Da man der Entwicklung des 
Sozial- und Wohlfahrtsstaats mit wachsender Skepsis gegenüberstand - da dieser durch Libe­

ralisierungs- und Globalisierungsprozesse an die Grenzen seiner Steuerungsfähigkeit und Be­
lastbarkeit gestoßen und grundsätzlich in Frage gestellt schien - wurde die Zivilgesellschaft 
hier als ein Korrelat betrachtet, das überforderte staatliche Institutionen entlasten konnte.6o 

Seit der zweiten Hälfte der 1990er-Jahre gewann der zunehmend positiv konnotierte Begriff 
Zivilgesellschaft schließlich durch seine antibürokratischen und antizentralistischen Effekte 
auch für ,transnationale Gebilde' Attraktivität. 

Vor dem Hintergrund dieser Begriffsentwicklung und der divergierenden historischen 
Konzepte von ZivilgeseIlschaft, die in der einen oder anderen Form bis in das heutige Be­
griffsverständnis hineinwi.rken, lassen sich in der gegenwärtigen Diskussion vier theoretische 
Zugänge zur Zivilgesellschaft unterscheiden: ein liberaler, ein kommunitaristischer, ein radi­
kaldemokratischer und ein diskursiver Ansatz.61 

Im liberalen Verständnis (Dahrendorf, Rawls) dient die Zivilgesellschaft als Raum für 
eine selbstbestimmte pluralistische, liberal-demokratische Gesellschaft, welche strikt vom 
Staat - aber nicht von der Wirtschaft - getrennt ist und welche nicht nur durch ihre Institu­
tionen, sondern auch durch ihre Werte und Mentalitäten geprägt wird.62 Das Hauptziel der 
Zivilgesellschaft ist es, die Bürgerrechte des Individuums und die liberalen Grundsätze inner­
halb einer pluralistischen Gesellschaft zu schützen und die Selbstregulierung der individuel­
len und kollektiven Akteure zu garantieren. Die Rolle des Staates bleibt hingegen darauf be­
grenzt, den Rahmen für die Handlungen seiner Bürger zu definieren. 

In komm unitaristischer Interpretation (Walzer, Etzioni, Taylor) dient die Zivilgesellschaft 
als Beschreibung für unabhängige und organisierte Gruppen, die ein Netzwerk zwischen In­
dividuum und Staat bilden. Dieses Netzwerk sorgt für die Integration des Einzelnen in die 
Gesellschaft und basiert auf gemeinsamen Werten und einem kollektiven Selbstbewusstsein, 
welches von der Mehrheit der Bevölkerung geteilt wird. Die Zivilgesellschaft strebt allgemei­
nes Wohlergehen an, dem das Individuum untergeordnet ist.63 

Eine radikaldemokratische oder auch republikanische Diktion (Tocqueville/Rödel) der 
Zivilgesellschaft zielt insbesondere auf die Aktivierung des Bürgers bzw. einer politisch akti-

59 Vgl. demgegenüber aber Ansgar Klein: Der Diskurs der Zivilgesellschaft, Opladen 2001, der die 
Eigenständigkeit und Traditionslinien der ,westlichen' Zivilgesellschafts-Debatte betont. 

60 Dies um so mehr, da in zahlreichen Mitgliedstaaten der EU auch eine allgemeine ,Parteiverdrossen­
IlCit' und deutlich rückläufige Mitgliedzahlen der Parteien zu beobachten sind. 

61 Vgl. Emil ßrix: Zivilgesdlschaft als Begriff und theoretisches Konzept, in: SWS-Rundschau 2 (1999), 
S. 120-128, hier S. 124-125; Edwards Shils: Was ist eine Cil,il Societj., in: KrzystofMichalski (Hg.): 
Europa und die civil society, Castegandolfo Gespräche 1989, Stllttgarr 1991, S. 13-51; Arnd Bauer­
kämper: Einleitung: Die Praxis der Zivilgesellschaft, in: ders. (Hg.): Die Praxis der Zivilgesellschaft. 
Akteure, Handeln und Strukturen im internationalen Vergleich, Frankfurt am Main/New York 2003, 
S. 7-30, hier S. 12-13; Arpad Söher: Zivilgesellschaft als demokrarictheoretisches Konzept, in: Jahr­
buch für Politik 3 (1993), S. 145-180. 

62 Vgl. Kocka: Zivilgesellschaft als historisches Problem, S. 19. 
63 Vgl. grundlegend Michael Walzer: Zivile Gesellschaft und amerikanische Demokratie, Berlin 1992. 
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ven Gesellschaft. Statt als stumme Klientel in repräsentativen Systemen sich nur bei Wahlen 
zu Worte zu melden, soll sich die aktive Bürgerschaft bei politischen Entscheidungen beteili­
gen. Kommunikationsfähig im Sinne einer konfliktfähigen, aber friedlichen Auseinanderset­
zung zielt die radikal demokrat ische Sichtweise vor allem auf die autonom-partizipatorische 

Handlungsfähigkeit der Zivilgesellschaft als Unterbau der Demokratie64 bzw. in letzter Ins­
tanz auf das Projekt der Verwirklichung einer autonomen Gesellschaft mit demokratischer 
Selbstregierung. 65 

Einen vierten Zugang bildet die Diskurstheorie (Arato, Cohen, Habermas), die oftmals als 

Bindeglied zwischen Kommunitarismus und Liberalismus verstanden wird. Dieser Ansatz 
basiert auf einem Modell der Kommunikation und Information zwischen den unterschiedli­
chen Teilen der Gesellschaft. Demzufolge agiert die Zivilgesellschaft zwischen Staat und 
Wirtschaft und dient dazu, Interaktion herzustellen, indem sie allgemeine politische Infor­
mationen in Kritikpunkte oder konkrete Handlungsvorschläge umsetzt. Dabei formuliert sie 
eigene Standpunkte, kritische Auseinandersetzungen und Lösungen zu bestimmten Proble­
men, die dann an den Staat herangetragen bzw. in das politische System hinein transportiert 
werden. Von entscheidender Bedeutung sind indes weniger die Inhalte als vielmehr die 
durch den wechselseitigen Dialog entstehenden sozialen Räume oder - so Habermas - die 
"problemlösenden Diskurse zu Fragen allgemeinen Interesses im Rahmen veranstalteter Öf­
fen tlichkei ten " .66 

Angesichts dieser unterschiedlichen Konzepte soll den folgenden Ausführungen zur euro­
päischen Zivilgesellschaft eine weite Begriffsdefinition zugrunde gelegt werden. Zivilgesell­
schaft wird zunächst als die Summe aller organisierten Strukturen innerhalb einer Gesell­
schaft verstanden, die weder zum Staat selbst gehören noch vom Staat abhängig sind. Da die­
se Definition jedoch nichts über das Verhältnis von Zivilgesellschaft und Marktkräften be­
sagt, soll die Begriffsbestimmung dahingehend ausgeweitet werden, dass die Zivilgesellschaft 
einen Bereich abdeckt, der weder durch den Staat noch durch die Marktkräfte beansprucht 

wird. Die kürzeste Definition ist demnach eine doppelte Verneinung: Zivilgesellschaft ist 
weder Staat noch Markt. Gemeint ist bei dieser Definition von Zivilgesellschaft eine politi­
sche Öffentlichkeit, die nicht staatlich organisiert ist und auch nicht primär den wirtschaftli­
chen Eigennutz, sondern die aktive politisch-soziale Mitwirkung am Gemeinwesen jenseits 
von Staat und Markt im Blick hat, indem sie Netzwerke aufbaut und an einem offenen de­
mokratischen Diskurs partizipiert.67 Dies bedeutet jedoch nicht, dass die Zivilgesellschaft 
streng von Staat und Wirtschaft getrennt sein muss. Im Gegenteil: Es kann sogar argumen­
tiert werden, dass Zivilgesellschaft auf einen demokratischen Staat und dessen formalen Ge­
setzesapparat68 ebenso angewiesen ist wie eine Marktwirtschaft für die volle Entwicklung 

64 V gl. Emmanuel Richter: Das republikanische Europa. Aspekte einer nachholenden Zivilisierung, Op­
laden 1999. 

65 Vgl. Ulrich Rödel/Günther Frankenberg/Hclmut Dubicl: Die demokratische Frage, Frankfurt am 
Main 1989, S. 124. 

66 Habermas: Faktizität, S. 443. So aber auch Gerard Delanty: Inventing Europe: Idea, Idcntity, Reality, 
Ncw York 1995. 

67 Vgl. Kocka: Zivilgesellschaft als historisches Problem, S. 22, 23, 26. 
68 Vgl. hierzu Bauerkämpcr, S. 18; Brix, S. 126. 
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einer Zivilgesellschaft erforderlich ist. Die Formierung von zivilgesellschaftlichen Strukruren 
wird durch eine entwickelte Marktwirtschaft zumindest erleichtert, wenn nicht gar erst 
ermöglicht. "Fehlt die für funktionierende Marktwirtschaften typische Dezentralisation 
von Entscheidungen und Macht", so Jürgen Kocka, "hat die Zivil gesellschaft schlechte 
Chancen".69 

Vor dem Hintergrund dieser Ausgangsüberlegungen wird die Zivilgesellschaft sowohl als 
eigene Instanz wie auch als Vermittler zwischen Gesellschaft und Staat bzw. Wirtschaft be­
trachtet. Aus normativer Perspektive besehen, muss eine Zivilgesellschaft dabei folgenden 
Kriterien gerecht werden, um eine solche vermittelnde Position auszufüllen: Sie muss ein 
pluralistisches Gesellschaftsmodell akzeptieren, sie sollte auf gegenseitiges Vertrauen und 
friedlichen Konfliktlösungsmechanismen basieren und zudem die Fähigkeiten besitzen, mit 
anderen zu kooperieren und sich selbst zu organisierenJo Wenn man von diesen allgemeinen 
Kriterien ausgeht, kann die Zivilgesellschaft innerhalb einer demokratischen, von rechtstaat­
lichen Gesetzen bestimmten Gesellschaft eine Vielzahl an Funktionen erfüllen. Deren wich­
tigste ist: politische oder soziale Probleme zu erkennen, zu benennen und Lösungen vorzu­
schlagen. Damit verbunden ist eine Vermittlungsposition zwischen Privatsphäre und Staat 
bzw. Wirtschaft - die sich aber auch zur Alternativinstanz entwickeln kann. Zivilgesellschaft 
kann demzufolge auch als ein "Netzwerk von Organisationen und informellen Zusammen­
hängen [definiert werden], das geeignet ist, als Widerlager und Widerpart gegenüber dem je­
weiligen Staatsapparat aufZutreten". 71 Dieser Ansatz impliziert eine unabhängige Selbstorga­
nisation, nicht aber notwendigerweise Opposition. Vielmehr dient die Zivilgesellschaft als 
eine Informationsbörse oder als Seismograph, der anstehende Probleme und drohende Kri­
sen, aber auch mögliche Lösungswege aufZeigt.72 

Auch die Werte und Ziele, an denen politische Entscheidungen sich messen, werden in 
der Zivilgesellschaft formuliert.73 Die Initiativen der ZivilgeseIlschaft sind dem Staat aber 
nicht nur - im Sinne der Systemtheorie - auf der Seite der ,inputs' vorgelagert, sie wirken 

auch als ,outputs' bei der Umsetzung und Vermittlung von Entscheidungen mit. Es besteht 
demzufolge die Erwartung, dass die Zivilgesellschaft als sozialisierende Instanz dazu beiträgt, 
Unterstützung für das politische System und Beteiligung an seinen Willensbildungs- und 
Entscheidungsprozessen zu mobilisieren. 

Eine zentrale Konfliktlinie bei der Definition des Zivilgesellschaftsbegriffs verläuft ent­
lang der Streitfrage, ob ausschließlich Nichtregierungsorganisationen (Non-Governmental 
Organisations - NGOs) die Zivilgesellschaft bilden.74 Wenn man bei der oben angeführten 

69 Kocka: Zivilgesellschaft als historisches Problem, S. 23. 
70 Vgl. Bauerkämper, S. 9; Ammon/Hartmeier, S. 7; Salazar, S. 30. 
71 So Reinhart KößlerlHenning Melber: Chancen internationaler Zivilgesellschaft, Frankfurt am Main 

1993, S. 93, die dezidiert zwischen Zivilgesellschaft und Bürgergesellschaft differenzieren. 
72 Vgl. Tilman Evers: Bürgergesellschaft - Ideal und Alltag, in: Maecenata Actuell26 (2001), S. 4-10, 

hier S. 6. 
73 V gl. grundlegend zu diesem Aspekt sowie zur Interdependenz von civic cu/ture und cilli! society Gabriel 

A. Almond/Sidney Verba: The Civic Culrure, Princeton 1963. 
74 Landläufigen Definitionen zufolge gelten NGOs als formalisierte, nicht profitorientierte und aufDau­

er angelegte private Zusammenschlüsse von Personen, die sich im öffentlichen Raum, aber ohne staat-
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Definition ansetzt, ist es möglich, die Zugehörigkeit zur Zivilgesellschaft auch auf jene Orga­
nisationen auszudehnen, die demokratisch strukturiert sind und organisierte Interessen in­
nerhalb der Gesellschaft vertreten. Das umfasst sowohl die NGOs als auch Sozialpartner, Ge­
werkschaften, Berufsverbände und unterschiedlichste Interessengruppen, so zum Beispiel 
Verbrauchervertretungen, Jugend- und Familienorganisationen sowie auch Kirchen.?5 Fer­
ner zählen auch Vereine und Verbände dazu, soweit es in ihren jeweiligen Tätigkeiten um 
Belange der Allgemeinheit geht.?6 Zivilgesellschaft meint demnach also die Vielfalt an orga­
nisierten Initiativen und Einrichtungen, in denen sich interessierte und engagierte Menschen 

frei organisieren, über politische und soziale Belange der Gesellschaft diskutieren und Lösun­
gen für aktuelle gesellschaftliche Probleme entwerfen, um so als Mittler oder Alternativ­
instanz zwischen öffentlicher Gewalt, Markt und Bürgern aufZutreten.?7 

Die Idee der civil society in der EU: 

Zivilgesellschaftliche Entwicklungen seit 1945 

Wie können diese allgemeinen Überlegungen zur Zivilgesellschaft auf die Europäische 
Union bezogen werden? Mit der Europäischen Union hat sich - so das Ergebnis politikwis­
senschaftlicher, juristischer und geschicbtswissenscbaftlicher Forschung - ein Mebrebenen­
system sui generis berausgebildet,78 das in staatsanaloger Form in immer mehr Politikberei-

lichen Auftrag und ohne Anspruch auf unmittelbare Teilhabe an der staatlichen Macht, für das Allge­
meinwohl einserzen. 

75 Vgl. Andreas Nölke: Nichtregierungsorganisationen in der globalen Politik. Auf dem Weg zu einer 
,Internationalen Zivilgesellschaft'?, in: ders. (Hg.): Internationale Zivilgesellschaft, Leipzig 1997, S. 7-
11, hier S. 7. Gerade aber die Einordnung der Kirchen zeigt wie problematisch eine Abgrenzung ist. 
Kirchen sind als Bestandteil der Zivilgesellschafr umstrinen, da sie weder Bürgervereine sind noch über 
eine direkte demokratische Legitimation verfügen. Gemeinnützig wirkende religiöse Vereine erfüllen 
hingegen das Zugehörigkeirskriterium. Problematisch erweist sich bei diesem Definirionsansatz auch 
die Rolle von politischen Parteien, die nicht der Zivilgesellschaft zugezählt werden, aber - wie etwa im 
Fall der deutschen Grünen - eine enge Verbindungslinie zur bzw. sogar eine Verzahnung mit der Zi­
vilgesdlschafr auhveisen. Vgl. des Weiteren zur Diskussion um die Zugehörigkeit der Familie zur Zi­
vilgesellschaft Ansgar Klein: Der Diskurs der Zivilgesellschaft. Politische Kontexte und demokratie­
theoretische Bezüge der neueren BegrifEwerwendung, Opladen 2001 sowie zum Aspekt der nicht-or­
ganisierten Zivilgesellschaft Detlef Pollack: Zivil gesellschaft und Staat in der Demokratie, in: For­
schungsjournal Ncue Soziale Bewegungen 2 (2003), S. 46-58, hier S. 49. 

76 Auch wenn Grenzen fließcnd sind, lässt sich nicht jede ehrenamtliche Tätigkeit in einem Verein dem 
Feld der politischen Öffentlichkeit zu ordnen. Zahlreiche Bürger engagieren sich in Bereichen wie 
Sport und Gesundheit, die eher der privaten Lebensführung zuzurechnen sind. 

77 Vgl. hierzu und zum vorangegangenen auch Hans-Joachim Lauth/Wolfgang Merke!: Zivil gesellschaft 
und Transformation. Ein Diskussionsbeitrag in revisionistischer Absicht, in: Forschungsjournal Neue 
Soziale Bewegungen 1 (1997), S. 12-34. 

78 Vgl. zu den einzelnen Disziplinen grundsätzlich Wilfried Loth/Wolfgang Wessels (Hg.): Theorien eu­
ropäischer Integration, Opladen 2001. V gl. zur ,sui-generis' Diskussion Markus Jachtenfuchs: Die Eu­
ropäische Union - ein Gebilde sui generis?, in: Klaus-Dieter Wolf (Hg.): Projekt Ellropa im Über­
gang? Probleme, Modelle und Strategien des Regierens in der Europäischen Union, Baden-Ba­
den, 1997, S. 15-35. 
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ehen Entscheidungen trifft,79 die für die politischen Systeme der einzelnen Mitgliedstaaten 

verbindliche Rechtskraft entfalten.8° In der Zeitspanne zwischen dem Inkrafttreten der 
Montanunion (1952) und dem Nizzaer Vertrag (2002) ist eine zunehmende Ausdehnung 
der in der EU behandelten Politikfelder festzustellen. Der Rat der EU hat als Folge der sekto­
riellen Differenzierung eine politikbereichsspezifische Segmentierung seiner Fachministerrä­
te erfahren. Kam die EWG 1958 mit nur vier verschiedenen Ratsformaten aus, so bean­
spruchte die Politikfeldbreite der EG/EU gegen Ende des 20. Jahrhunderts 24 verschiedene 
Ratszusammensetzungen.8 1 Der Europäischen Union wird somit von den Mitgliedstaaten 
eine Regelungsbreite82 in der Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben zugestanden, die derje­
nigen der Mitgliedstaaten weitgehend gleicht. 

Grundlage für die Kompetenzen der EU-Institutionen ist eine doppelte Legitimität: Sie ba­
siert zum einen auf den Mitgliedstaaten und ihren aus Wahlen hervorgegangenen Regierun­
gen; zum anderen auf dem von den Bürgerinnen und Bürgern der EU-Mitgliedstaaten seit 
1979 direkt gewählten Europäischen Parlament. Demzufolge ist der Rat der EU mittelbar über 
die mitgliedstaadichen Regierungen und das EP unmittelbar auf grund direkter Wahlen legiti­
miert. Im Namen der Völker (EP) und der Staaten (Rat) trifft die Europäische Union so ver­
bindliche Entscheidungen. Da die Legitimität der handelnden Akteure im Rat jedoch nur eine 
indirekte ist (da sie mittelbar von der nationalstaaclichen Ebene abgeleitet ist) und die Exekuti­
ven der Nationalstaaten bestimmende Akteure sind (da der Einfluss nationaler Parlamente äu­
ßerst gering ist), sieht sich die Europäische Union mit hohen Erwartungen an unmittelbar legi­
timierte Organe konfrontiert, für die das Europäische Parlament als Adressat steht. 

Die Rückkopplung des Europäischen Parlaments an die Bevölkerung und die Interaktion 
mit den Bürgern bleibt jedoch defizitär. Der über die Medien vermittelte Bekanntheitsgrad 
des Europäischen Parlaments lag im Jahre 2000 bei durchschnittlich 60 % aller Bürger. Die 
Beteiligung an den sechsten Direktwahlen des EP im Juni 2004 betrug sogar nur 45,3 % -

79 Die Ausweitung der Politikfelder lässt sich neben einer funktionalen Logik (s.o.) auch mit wachsenden 
Ansprüchen an staatliche Leistungen erklären, die sich in einer rapiden Expansion des Wohlfahrts- und 
Dienstleistungsstaates niederschlagen. Angesichts begrenzt verfügbarer (national-)staatlicher Ressourcen 
können diese jedoch nicht mehr allein im nationalen Kontext erbracht werden, so dass eine verstärkte 
Verschmelzung von Handlungsinstrumenten im zwischenstaatlichen (EG/EU-)Raum, aber auch eine 
Öffnung zum Weltmarkt, sich als Lösung aufdrängt. Um ihre Staaten funktionsHihig zu erhalten, ver­
knüpfen die Staats- und RegierungscheIS der westeuropäischen Staaten in zunehmendem Maße staatliche 
und quasi-staatliche Handlungs- und Steuerungsinstrumente, die teils in der Verfiigungsgcwalt der Mit­
gliedstaaten und teils in derjenigen der EU/EG-Organe liegen. V gl. zu dieser Argumentation klassisch Alan 
Milward: The European Rescue of me Nation State, London, 1992. 

80 Vgl. grundlegend zur EG/EU Wolf gang Wessels: Das politische System der Europäischen Union, in: 
Wolf gang Ismayr (Hg.): Die politischen Systeme Westeuropas, Opladen 32002, S. 779-817. 

81 Das Wachstum an primärrechrlich fundierten Zuständigkcitserweiterungen spiegelt sich auch in der 
Zahl der Generaldirektionen der Kommission, bei der im Vergleichzeitraum ein Zuwachs von 9 auf24 
zu verzeichnen ist sowie eine Zunahme der Informationsgewinnungs-, Bewertungs- und Verteilungs­
agenturen von 2 im Jahre 1975 auf 15 zum Ende des Jahres 2003. Weitere Agenturen wurden während 
des Europäischen Rats von Rom im Dezember 2003 festgelegt. 

82 Vgl. zum Begriff: Hans-Peter Ipsen: Europ;iisches Gemeinschaftsrecht, Tübingen 1972, S. 66. 
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der bisher geringste Wert aller Europawahlen, deutlich unterhalb der durchschnittlichen 

Wahlbeteiligung nationaler Parlamente. Da sich zudem weder eine europäische Identität 
noch ein europäischer Kommunikationsraum herausgebildet hat, die sich auf mehr als auf 
Teile einer europäischen Elite oder ,Technokratie' erstrecken, mangelt es der EU offenkun­
dig an einer bürgernahen Verankerung. Hauptmangel ist demnach die fehlende Partizipa­
tion der Bürger am politischen Leben.83 Das Demokratiedefizit wird dabei umso brisanter, je 
mehr Souveränität auf die europäische Ebene verlagert wird. 

Vor diesem Hintergrund werden beträchtliche Hoffnungen auf eine Europäisierung der 

Zivilgesellschaft bzw. die Formierung einer europäischen Zivilgesellschaft gesetzt, die eine 
engere Verbindung zwischen nationaler und europäischer Ebene herstellt und die Bürger en­
ger an die Europäische Union bindet.84 Unter Europäisierung der Zivilgesellschaft ist dabei 
die verstärkte Orientierung nationaler Akteure auf die europäische Ebene gemeint, während 
die Formierung einer europäischen Zivilgesellschaft die Entwicklung neuer Strukturen auf 
europäischer Ebene - hier verstanden als die Ebene der 25 Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union - in den Mittelpunkt rückt.85 

Den Annahmen der Diskurstheorie folgend wird von den zivilgesellschaftlichen Akteu­
ren erwartet, einen eigenen Bereich europäischer Kommunikation hetzustellen, der zur Ent­
wicklung eines öffentlichen europäischen Raumes und einer europäischen Identität führen 
kann.86 Entsprechend dieser Gedankenfigur soll die Formierung einer europäisierten bzw. 
europäischen Zivilgesellschaft dazu beitragen, den oft zitierten demokratischen Mangel der 
EU zu beheben, indem - in Ergänzung zur repräsentativen Bürgerbeteiligung über das Euro­
päische Parlament - eine alternative Form bürgerlicher Partizipation entsteht. 

Die Europaverbände als Nuldeus einer europäischen Zivilgesellschaft 

in den 1940er Jahren 

Obwohl von der Forschung zur Zivilgesellschaft bisher kaum berücksichtigt, konnten zivil­
gesellschaftliche Gruppen die bisher wohl größte Bedeutung in der unmittelbaren Nach-

83 Dieser letzte Punkt steht auch im Zemrum der Ausführungen des französischen Publizisten und Philo­
sophen Etienne Balibar: Sind wir Bürger Europas? Politische Integration, soziale Ausgrenzung und die 
Zukunft des Nationalen, Hamburg 2003. Balibar geht es vor allem darum, Europa - bzw. die Europäi­
sche Union - als res publica seiner Bürger zu verankern, weshalb er auf den antiken Begriff des demos, 
der in der polis zusammengefassten Volksgemeinde, zurückgreifr. 

84 Vgl. exemplarisch EmaI1llelRichter:DieeuropäischeZivilgesellschaft.in: K1aus-Dieter Wolf (Hg.): 
Projekr Europa im Übergang? Probleme, Modelle und Strategien des Regierens in der Europäischen 
Union, Baden-Baden 1997, S. 37-62, hier S. 38. Richter sicht das Potential für eine zivilgesellschaftli­
che Basis der EU insbesondere in den Regionen. 

85 Aber auch Europäisierungsprozesse können den Beteiligungsdrang national ausgerichteter zivilgesell­
schafdicher Gruppen steigern und zu einer Verschmelzung von nationalen und supranationalen 
Strukturen führen. Vgl. zu dieser Definition: Wolfgang Wessds/Andreas MaurerlJürgen Mitrag: The 
European Union and Member States: analysing [Wo arenas over time, in: dies. (Hg.): Fifteen into one? 
The European Union and its member stares, Manchester 2003, S. 3-28, hier S. 5f. 

86 Vgl. zur dieser Kausalkette allgemein Bauerldmper, S. 14. 
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kriegszeit entfalteten. In den 1940er und 1950er Jahren entstanden zahlreiche Initiativen, in 

denen sich zivilgesellschaftlich inspirierte Bewegungen für eine Einigung des zerrissenen eu­

ropäischen Kontinents einsetzten. Insbesondere in den Jahren 1946 und 1947 sprossen Eu­

ropa-Gruppen "wie Pilze aus dem Boden" - in Deutschland so zahlreich, dass "Beamten und 

Offizieren der Besatzungsbehörden schier der Überblick verloren zu gehen drohte"ß7 Die 

Europa-Gruppen versuchten die tiefe Kluft zwischen den europäischen Nationalstaaten zu 
schließen und neue Perspektiven für Europa zu entwickeln. Nur gemeinsame Anstrengun­

gen - so die einhellige Überzeugung - konnten dem zerstörten Kontinent wieder aufhelfen. 

Dazu sei die Übertragung von nationalstaatlichen Kompetenzen auf neue, zwischenstaatlich 
angesiedelte Organe unerlässlich, die dann zur Formierung eines europäischen Staatenbun­

des (Unionisten) oder gar einer europäischen Föderation (Föderalisten) führen werde. Um 

dieses Ziel zu erreichen, versuchten die Europa-Bewegungen einerseits auf die Regierungen 

einzuwirken. Sie setzten aber auch auf die Mobilisierung der Bevölkerung(en) durch Infor­

mation und Werbekampagnen, gemeinsame Symbole und spektakuläre öffent!ichkeitswirk­
same Aktionen - am prominentesten wohl das Niederreißen von Schlagbäumen. 

Die Initiativen fußten auf den einzelnen Europaverbänden, die ihrerseits wiederum vor 

allem aus den Widerstandsgruppen des Zweiten Weltkriegs hervorgegangen waren. Noch 
während des Krieges hatte sich insbesondere in den nicht-okkupierten Staaten Europas wie 

der Schweiz und Großbritannien eine Reihe von Organisationen gebildet, die sich offen zur 

europäischen Einheit bekannten. Eine der frühesten und bedeutendsten dieser Vereinigun­

gen war die 1934 gegründete schweizerische Europa-Union,88 die aus einer Abspaltung der 
Paneuropa-Unioll Coudenhove-Kalergis entstanden war.89 Als sich 1944 im befreiten Paris 

führende Persönlichkeiten europäischer Widerstandsbewegungen trafen, erwuchs diese Zu­
sammenkunft zur Keimzelle zahlreicher weiterer Europa-Projekte. Ein dichtes Netz von Eu­

ropagruppen, Diskussionszirkeln und publizistischen Organen breitete sich in der Folge "in 
fast allen größeren Städten" des Kontinents aus.')O Angesichts dieser Entwicklung wurde der 

Koordinierungsbedarf seit Herbst 1946 zunehmend größer.91 In Hertenstein am Vierwald­

stätter See wurde ein zwölf Punkte umfassendes Grundsatzprogramm verabschiedet. Im 
Zentrum dieses Manifestes standen der Zusammenschluss der einzelnen Gruppen und die 

Bildung eines europäischen Dachverbandes von 31 föderalistischen Bewegungen aus zwölf 
Ländern sowie das Konzept eines Gesamteuropas, das im Konzert der Weltmächte die Rolle 

87 So Frank Niess: Die europäische Idee. Aus dem Geist des Widerstands, Frankfurt am Main 200 I, S. 95. 
88 VgL hierzu die grundlegende Quellenedition von Walter Lipgens (Hg.): 45 Jahre Ringen um die Euro­

päische Verfassung. Dokumenre 1939-1984. Von den Sdlriften der Widerstandsbewegung bis zum 
Vertragsentwurf des Europäischen Parlamenrs, Bonn 1986, S. 39. 

89 Vgl. zu Coudenhove-Kalergi und seiner Bedeutung für den europäischen Integrationsprozess Martin 
PosseIr: Richard Coudenhove-Kalergi und die Europäische Parlamentarier-Union. Die parlamentari­
sche Bewegung für eine "Europäische Konstituame" (1946--1952), (Diss.), Graz 1987. 

90 Walter Lipgens: Die Anfänge der Europäischen Einigungspolitik 1945-1950, Erster Teil: 1945-
1947, Stuttgan 1977, S. 641. 

91 V gl. Curt Gasteyger: Europa zwischen Spaltung und Einigung 1945-1990. Eine Darstellung und Do­
kumentation über das Europa der Nachkriegszeit, Bonn 21991, S. 26. 
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einer neutralen Dritten Kraft einnehmen sollte.92 Bereits auf einem nachfolgenden Treffen 

der Europaverbände Ende August 1947 in Montreux wurde als gemeinsames Organ der ein­

zelnen Gruppen - die sich in ihren Leitbildern durchaus stark unterschieden, denen aber der 

föderalistische Gedanke gemeinsames Bindeglied war - die UEF, die Union Europeenne des 
Federafists, gegründet. 93 

Woher stammten diese Befürworter der europäischen Integration? Jenseits der weltpoliti­

schen ,Großwetterlage' waren die Anhänger des Europa-Gedankens in der zweiten Hälfte der 

1940er Jahre von einer ausgesprochenen Heterogenität gekennzeichnet. Wilfried Loth sieht 

"alte Pan europäer, die an die Aktivitäten der 20er Jahre anknüpften" neben "Vertreter[n] ei­
ner jungen Generation, die in der Einigung Europas die Chance zu einem unbelasteten Neu­

anfang deutscher Politik" sahen. Er macht "Anhänger eines sozialistischen Europas der Drit­

ten Kraft und Anwälte einer Verteidigung des Westens gegen die kommunistische Gefahr" 

aus und erkennt "idealistische Visionäre" wie "handfeste Realpolitiker".94 Institutionell fin­

den sich im Kreis der Personen, die sich die europäische Idee zu Eigen machten, neben den 

Regierungsvertretern und Parlamentariern vor allem die politischen Europaverbände.95 

Als die Politik der USA im Frühjahr 1947 endgültig von der Tolerierung zur Eindäm­

mung sowjetischer Machtpolitik überging und in Konsequenz dessen die europ~iische Eini­

gung offen befürwortete, erhielten die Aussichten auf einen Integrationsschub neue Impul­
se.96 Geplant wurde, die bis dahin unverbunden nebeneinander, zum Teil auch gegeneinan­

der agierenden Integrationsbefürworter - in Form von Regierungen, Parlamentariern und 
Verbänden - näher zusammen zu führen. Wesentlichen Druck auf diese Entwicklung übten 

die Europaverbände aus, die "grass-root-artig, spontan entstanden waren, ohne jede zentrale 

Leitung". lnfolge der Koordination der UEF agierten die einzelnen Gruppen zielgerichteter 

und gewannen "nach und nach die Dimension einer Massenbewegung mit multinationaler 
Basis",97 Zut Mitte des Jahres 1947 konnte die UEF mehr als 150.000 Mitglieder auf einer 

"wirklich transnationalen Basis" zählen. Damit hatte das Wirken der Europaverbände aller­

dings seinen Zenit erreicht. Bereits zwei Jahre später, "gegen Ende 1949 begann die breitere 
politische Kampagne für eine demokratische, supranationale europäische Ordnung an Kraft 
zu verlieren". 98 

92 Vgl. Wilfried Loth: Der Weg nach Europa. Geschichte der europäischen Integration 1937-1957, 
Göttingen 1990, S. 32. 

93 V gl. zusammenfassend zu den weiteren Europa-Dachverbänden und zur Konkurrenz der Organisatio­
nen untereinander Brunn, S. 52-63. 

94 Wilfried Loth: Die Europa-Bewegung in den Anf.:mgsjahren der Bundesrepublik Deutschland, in: In­
tegration I (1990), S. 21-29, hier S. 21. 

95 Vgl, Wilhelm Cornidcs: Das Projekt einer Europäischen Versammlung, in: Europa-Archiv 7 (1949), 
S.2011. 

96 Vgl. zur Rolle der USA im europäischen Einigungsprozess vor allem Gcrard Bossuat: L'Europe occi­
dentale a l'heure americaine (Plan Marshall et unite europcenne) 1944-1952, BruxelJes 1992. 

97 Niess, S. 90. 
98 So A1an Hick: Die Union Europäischer Föderalisten (UEF), in: Wilfried Loth (Hg.): Die AnHinge der 

europäischen Integration 1945-1950, Bonn 1990, S. 191-1%, hier S. 193 und S. 194. 
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Von da an traten die Regierungen stärker in den Vordergrund. Ein Koordinierungsaus­

schuss unter Duncan Sandys,99 dem Schwiegersohn Winston Churchills, organisierte zu die­

sem Zweck einen europäischen Kongress in Den Haag, auf dem unterschiedliche Vorschläge 
für eine europäische Verfassung diskutiert wurden. Auch wenn die Kontroverse zwischen 

den Befürwortern des Leitbildes eines Staatenbundes und denjenigen eines Bundesstaates zu 

keinem eindeutigen Ergebnis führte und die abschließenden Resolutionen weitgehend als 
Kompromiss zwischen föderalistischer und unionistischer Zielsetzung beurteilt werden, er­

langte der Kongress durch seine popularisierende Wirkung entscheidenden Stellenwert in 

der Integrationsgeschichte. loo Er gab den Anstoß zur Aufnahme der Verhandlungen, die ein 

Jahr später zur Gründung des Europarats führtel1. Schon nach der ersten Session der Bera­
tenden Versammlung des Europarats im Mai 1949 zeichnete sich jedoch ab, dass dieses Gre­

mium nicht zum Motor der europäischen Integration werden konnte. Seine Befugnisse er­

wiesen sich als derart begrenzt, dass die Öffentlichkeit, die zunächst äußerst rege die Debat­

ten verfolgt hatte, gänzlich das Interesse verlor. 

Die Weiterentwicklung der europäischen Integration war in den folgenden Monaten kei­

ne Angelegenheit der Europa-Bewegungen und der Zivilgesellschaft mehr, sondern der Re­

gierungen. IOI In den folgenden Jahren verloren die Europaverbände viel von ihrem Zu­
spruch und ihrer Dynamik, ohne dass sie von anderen Organisationen einer europäischen 

Zivilgesellschaft ersetzt worden wären. Ihre Bedeutung für die unmittelbare Nachkriegszeit 

kann jedoch kaum überschätzt werden. Mit Hartmut Kaelble ist zu bilanzieren, dass es ohne 

die Europaverbände und die Debatten in ihrem Umfeld nie zur Gründung einer supranatio­
nalen Gemeinschaft gekommen wäre. 102 

Institutionalisierter Wirtschaftslobbyismus 

als zivilgesellschafdiches Segment der 1950er und 1960er Jahre 

Mit der Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 1952 und des ge­

meinsamen Marktes durch die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) 1958 nahm die 
Integration eine primär wirtschaftlich orientierte Entwicldung. Dies beeinflusste auch die 

99 Dunem Sandys, der nach seiner Tätigkeit im diplomatischen Dienst - u.a. in der britischen Botschaft 
in Berlin 1930-1933 - ins Parlament gewählt worden war und nach seiner Heirat mit Diana Churchill 
vehement die Politik seines Schwiegervaters unterstützte, hatte bei der \X1ahlniederlage 1945 sein Par­
lamentsmandat verloren und sich in der Folge verstärkt der europäischen Bewegung zugewandt. V gl. 
zur Person Duncan Sandys insbesondere Roger Morgan: Weltreich und Europa: Winsron Churchill, 
Duncan Sandys, Harold Macmillan, in: Thomas Jansen/Dieter Mahncke (Hg.): Persönlichkeiten der 
Europäischen Integration, Bonn 1981, S. 135ff. 

100 V gl. Jürgen Schwarz (Hg.): Der Aufhau Europas. Pläne und Dokumente 1945-1980, Bonn 1980, S. 65. 
10 I Erst als Jean Monnet im Jahr 1950 das Konzept der auf dem Sdlllman-Plan fußenden EGKS entwarf, 

gab es einen nächsten qualitativen Sprung in der Integrationsgeschichte. Diese lntegrarionsmethode 
unterschied sich aber grundlegend vom bisherigen Weg. Man schritt nun - funktionalistisch inspiriert 
- in Etappen, sektorieli begrenzt und mit einigen wenigen Ländern voran. Dies war aber ein vollkom­
men anderer Integrationsprozess als ihn die Europaverbände mit der Bildung einer europäischen Kon­
stituante vorgesehen hatten. 

102 VgL Kaelble: Demokratie und europäische Integration, S. 253-254. 
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Strukturen derjenigen, die in und über Europa debattierten. Hatten in den ersten Nach­

kriegsjahren die allgemein-politischen Europaverbände den Diskurs über die Integration do­

miniert, waren es nunmehr wirtschaftlich ausgerichtete Interessenvertretungen, die sich zu 

europäisieren begannen. Während dieser zweiten Phase zivilgesellschaftlicher Formierung, 

die bis in die späten 1970er Jahre hineinreicht, lag der Schwerpunkt der Aktivitäten damit 

fast ausschließlich im ökonomischen Bereich. 

Einhergehend mit der wachsenden wirtschaftlichen Integration in den 1950er Jahren 

richtete ein beträchtlicher Teil sektoral ausgerichteter nationaler Unternehmen seinen Blick 

auf die europäische Ebene. Diese Entwicklung zog die Notwendigkeit nach sich, die organi­

sierte Interessenvertretung der Verbände in Brüssel stärker zu koordinieren. 103 Infolgedessen 

sind zahlreiche europäische Dachverbände gegründet worden - zunächst im wirtschaftlichen 
Sektor, 104 später - zum Teil mit erheblicher Zeitverzögerung - auch im sozialen Bereich. 105 

So wurde der Europäische Gewerl?schaftsbund (EG B) erst im Jahre 1972 gegründet. I 06 Und 

erst in den späten 1980er Jahren gelang es dem EGB, sich als Dachverband aller europäi­

schen Gewerkschaften zu formieren. Deswegen bewertete man den EGB in den 1970er Jah­

ren, vor allem im Vergleich mit UNI CE, nur als einen schwachen Verband. lO? 

Trotz der mit beträchtlicher Dynamik voranschreitenden Wirtschaftsintegration sind 
diese Verbände kaum als europäische Zivilgesellschaft zu charakterisieren. Sie verkörperten 

nur ein schmales Segment der Zivilgesellschaft, da ihr Schwerpunkt ausnahmslos auf den 

wirtschaftlichen Aspekten der europäischen Integration lag und sie trugen - ungleich ent­
scheidender - nicht zur öffentlichen Debatte bei. Eine dialogische Diskussion über Europa 

ist für diesen Zeitabschnitt ebenso wenig auszumachen wie eine Ausweitung der zivilgesell­

schaftlichen Aktivitäten auf andere Politikbereiche. Einer der Faktoren, der die Ausweitung 

einer europäischen Zivilgesellschaft speziell in dieser Phase des europäischen Integrations­

prozesses erschwerte, war die Dominanz abweichender nationaler Werte, Strukturen und 

103 Vgl. Fritz Fischer: Die institutionalisierte Vertretung der Verbände in der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft, Hamburg 1965 sowie die ähnlichen Interpretationen von Thomas Rhenisch: Europäi­
sche Interpretation und industrielles Interesse. Die deutsche Industrie und die Gründung der Europäi­
schen Wirtschaftsgemeinschaft, Stuttgart 1999. 

104 Besondere Relevanz haben dabei der Europäische Arbeitgeber- und Industrieverband UN/CE (Union 
des C.-onfederations de l'industrie et des Employeurs d'Europe); der Europäische Zentralverband der 
öffentlichen Wirtschaft CEEP(Centre Europeen des Entreprises a Participation Publique et des Enrre­
prises d'inreret Economique General) und der Ausschuss der berufsständischen landwirtschaftlichen 
Organisationen der Europäischen Union COPA (Comite des Organisations Professionelles Agricoles). 

105 Auch wenn die Präambel des EWG-Vertrags von 1957 betonte, dass die Mitgliedstaaten der Gemein­
schaft den "wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt ihrer L'inder zu sichern" beabsichtigten, spielte 
Sozialpolitik in den Gründungsverträgen der EWG eine dem Ziel der wirtschaftlichen Integration 
nachgeordnete Rolle. Konkrete politiksteuernde Kompetenzen wurden der Gemeinschaft vor allem 
für den Bereich der Freizügigkeit der Arbeitnehmer und damit verbunden für den Bereich der Sozialen 
Sicherheit von Wanderarbeitnehmern zugewiesen (Vgl. Artikel 48 und 49 EWG-Vertrag). 

106 Vgl. zu den Erwartungen: Kar! Braukmann (Hg.): Europa '71. Der Europäische Bund Freier Gcwcrk­
schaften in der Gemeinschaft - eine ncue Kraft für Europa, Köln 1971. 

107 Vgl. Kaclble: Demokratie und europäische Integration, S. 256. 
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Traditionen der Zivilgesellschafr. lo8 Dies machte die Formulierung gemeinsamer politischer 

Ziele auf europäischer Ebene und damit auch die Formierung einer europäischen Zivilgesell­

schaft weit schwieriger als erwarter. I09 

Eine Sonderform der Herausbildung organisierter Interessen in Europa - und der Ver­

such, in der Wirtschaftsgemeinschaft neo-korporatistische Strukturen zu etablieren - stellte 

in diesem Zeitabschnitt der Integration der Wirtschafts- und Sozialausschuss (WSA) dar. 

Dieses Gemeinschaftsorgan hat formal beratende Rechte und bietet den Organisationen der 

Zivilgesellschaft einen vertraglich garantierten Zugang zu den europäischen Institutionen. 

Da er bereits 1958 eingerichtet wurde, kann der WSA als eine der frühen Formen formali­

sierter Europäisierung der Zivilgesellschaft interpretiert werden. I 10 Organisatorisch setzt er 

sich aus drei Gruppen von Interessenvertretern zusammen: Vertretern der Arbeitgeber, Re­
präsentanten der Arbeitnehmer und Mitglieder einer weiteren Gruppe (Freiberufler, Land­

wirte), die unterschiedliche Interessen vertreten. Handlungsinstrument des Wirtschafts- und 
Sozialausschusses sind in erster Linie seine Berichte und offiziellen Stellungnahmen in den 
Politikbereichen, in denen er im Rechtsetzungsverfahren verbindlich gehört werden muss. llI 

Insbesondere in seiner Konstituierungsphase hat der WSA dazu beigetragen, die nationalen 

Verbände der Arbeitgeber und Arbeitnehmer intensiver in den Willensbildungsprozess auf 

europäische Ebene einzubeziehen. 
Es scheint jedoch problematisch, das Umfeld des WSA als Gesprächsforum der organi­

sierten Bürgergesellschaft zu sehen. Gerade in seiner Gründungsphase ist der Wirtschafts­
und SoziaIausschuss Ort für wirtschaftlich orientierte Lobbyaktivitäten. Als Institution wur­

de er in den folgenden Jahren aber zunehmend als Sprachrohr der Sozialpartner gesehen und 

genutzt. In diesem Sinne leistete er seinen Beitrag zur Europäisierung der Zivilgesellschaft. 

NGOs - etwa aus dem Umweltbereich - waren in diesem Gremium jedoch nicht vertreten. 

Und auch die Proteste der neuen sozialen Bewegungen, die in den 1970er Jahren in den na­
tionalen Systemen Europas starken Niederschlag fanden, spiegelten sich kaum auf europäi­

scher Ebene wider. Insofern ist es weniger die Zivilgesellschaft, die sich in den 1960er und 

1970er Jahren europäisierte, sondern vielmehr ein Segment von ihr - die großen Lobbyorga­
nisationen mit ihren Partikularinteressen. Eine Wechselbeziehung zwischen politischen oder 

kulturellen Anschauungen und der europäischen Integration kann hingegen bis Ende der 

1960er Jahre kaum ausgemacht werden. 112 

Versucht man diesen Zeitabschnitt zivilgesellschaftlicher Formierung in quantitative Dimen­
sionen zu fassen, kann davon ausgegangen werden, dass in dieser Phase bis zum Ende der 196üer 

lOS Allgemein wird die Phase zwischen Mitte der 1960er-Jahre und den SOer-Jahren als Zeitphase integra­
tionspolitischen Stillstands charakterisiert - Kaelble überträgt diese Position auch auf die Formierung 
einer europäischen Zivilgesdlschaft. Eine Entwicklung erfolgte nur hinsichtlich der Harmonisierung 
der nationalen Systeme. Vgl. Kadble: Demokratie und europäische Integration, S. 259-260. 

109 V gl. Jörg Teuber: Interessenverbände wld Lobbying in der Europäisdlen Union, Frankfurt am Main 2001. 
110 V gl. Hans-Günmer Brüske: Der Wirrschafts- und Sozialausschuß der Europäischen Gemeinschaften. 

Die institutionalisierte Interesscnvertrerung als Faktor der europäischen Integration, Rheinfelden 1979. 
111 Der WSA kann darüber hinaus auch Initiarivstellungnahmcn abgeben. 
112 V gl. hierw auch die Pionierarbeit von earl J. Friedrich: Politische Dimensionen der europäischen Ge­

meinschaftsbildung, Köln 1968. 
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Jahre - bei begrenzt zuverlässigen Angaben - ungefähr 250 bis 300 Zusammenschlüsse gegründet 
wurden. I 13 Die höchste Zuwachsrate um 60 Dachverbände ist] 959 zu beobachten. I 14 

Wachsende sektorielle Differenzierung seit den 1970er Jahren 

Seit Ende der 1970er Jahre kann eine dritte Phase zivilgesellschaftlicher Formierung ausge­
macht werden, die sich vor allem in einem quantitativen Wachstum der Akteure widerspie­
gelt. Insbesondere mit der Vollendung des Binnenmarkts in den] 990er Jahren ist eine im­
mense Zunahme an zivilgesellschafdichen Gruppen auf europäischer Ebene zu beobachten 
und damit auch eine weitergehende Differenzierung. Zurückführen lässt sich diese Entwick­
lung vor allem auf die schrittweise Vergemeinschaftung neuer Politikbereiche, aber auch ein 
verändertes öffentliches Bewusstsein für bestimmte transnationale Problemfelder. 115 Ein 
Beispiel hierfür bietet die Umweltpolitik bzw. der Umweltschutz:! 16 In diesem Politikfeld 

sind neue Gruppen als Teil der nationalen Zivilgesellschaft(en) entstanden, die dann ihrer­
seits neue Verbände auf europäischer Ebene gründeten wie z.B. 1974 das Europäische Um­
weltbüro. ll ? Ein anderes Beispiel stellt der soziale Bereich dar, in dem seit Mitte der 1990er 

Jahre zahlreiche europäische Plattformen etabliert wurden: So u.a. das Europäische Jugendfo­
rum, die Europäische Frauenlobby, die Plattform det europäischen sozialen Nichtregierungsorga­
nisationen oder das Ständige Forum der Zivilgesellschaft. ! 18 

Viele dieser Verbände wurden bei ihrer Gründung von der Europäischen Kommission 
unterstützt, insbesondere dadurch, dass ihre Veranstaltungen durch die Kommission (mit-

113 V gl. Kai EwerläfHammerich: L'Union des Industrics de la Communautc Europcenne dans le Marche 
Commun, Memoire, N ancy 1968, S. 10f; Dusan Sidjanski: The European Pressure Groups, in: Go­
vernment and Opposition, 3 (1%7) S. 404. 

114 Vgl. Beate Kohler-Koch: Interessen und Integration. Die Rolle organisierter Interessen im westeuro­
päischen Integrationsprozess, in: Michael Kreile (Hg.), Die Integration Europas, PVS-Sonderheft 23, 
Opladen 1993, S. 81-119, hier S. 92( 

115 Vgl. Andreas MaurerlWolfgang Wessels: The European Union mauers: structuring self-made offers 
and demands, in: Wessels/ Maurer! Mittag (Hg.), S. 29-65, hier S.36 ff. 

116 Die Umweltpolitikgehärrzu denjenigen Politikfcldern der EG/EU, die bis zur Einheitlichen Europäi­
schen Akte (EEA) vor allem unter wirtschafts- und binnenhandelspolitischen Gesichtspunkten ohne 
politikfeld-speziflsche Rechtsgrundlagen auf Basis von Art. 308 (ex Artikel 235) EG-V entwickelt wur­
den und erst durch die EEA in den Vertragsartikeln 130r-t eine eigenständige Rechtsfundierung er­
hielt. Bereits aber für die Zeitspanne bis 1985/86 ist nicht nur ein erster acquis communautaire in der 
sekundärrechtlichen Fortbildung des EWG-Vertrages festzustellen, sondern auch eine mehrfache pro­
zedurale und institutionelle Ausdifferenzierung des umweltpolitischen Instrumentariums der EG/EU 
nachweisbar. Grundlage hierfür war der Pariser Gipfel von 1972, mit dem erstmals der Umweltschutz 
in die Politikziele der Europäischen Gemeinschaft aufgenommen wurde. 

117 Dem Europäischen Umweltbiiro gehären etwa 140 nationale und regionale Umweltschut'LOrganisatio­
nen aus mehr als 20 europäischen Staaten an. 

118 Das Europäische Jugendfomm ist eine europäische Dachorganisation, in der 91 auf europäischer und 
nationaler Ebene tätige Verbände von Nicht-Regierungsorganisationen vertreten sind. Die Europäi­
sche Frauenlobbysetzt sich aus Nichtregierungsorganisationen aus 3000 Mitgliederverbänden aus den 
15 Mitgliedstaaten der EU zusammen. Die Plattfilrm der europäischen sozialen NROs wurde 1995 ge­
gründet und vereinigt 25 europäische Nichtregierungsorganisationen, Verbände und Netzwerke, die 
am Aufhlll einer eingliedernden Gesellschaft arbeiten. 
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)finanziert wurden. Einige europäische Verbände oder Plattformen wurden sogar nur einge­
richtet, um Veranstaltungen auf europäischer Ebene vorzubereiten. Ein Beispiel hierfür bie­

tet die Gründung der Plattform sozialer Nichtregierungsorganisationen, die ins Leben gerufen 
wurde, um die Arbeit des sozialpolitischen Forums der Europäischen Kommission vorzuberei­

ten. 119 Seitens der Kommission wurden vielfach auch Sach- und Personalkosten übernom­
men. So erhielten zum Beispiel das Ständige Forum fitr Zivilgesellschaft oder der European 
Round Table ofCharitable Social We/fore Associations (ETWeifare) Finanzhilfen von der Eu­
ropäischen Kommission, um die Kooperation zwischen den einzelnen nationalen Wohl­
f.1hrtsverbänden durch verschiedene Pilotprojekte zu erleichtern. 120 Andere Einrichtungen 

wie das Europäische Jugendforum oder die Europäische Frauenlobby verfügten oder verfügen 
sogar über eigene Budgetlinien im Haushalt der Gemeinschaft. 121 Parallel zu dieser sektora­
len Differenzierung der Zivilgesellschaft kann insbesondere in den 1990er Jahren eine hori­
zontale Erweiterung festgestellt werden. So wurden Repräsentanten der Zivilgesellschaften 
von Beitrittsstaaten einbezogen und Netzwerke mit zivilgesellschaftlichen Organisationen 
anderer Kontinente gebildet. 122 

Wie stark sich die Infrastruktur der organisierten Interessen in Brüssel verändert hat, ver­
deutlichen einige Zahlenbeispiele. Schätzungen zufolge waren 1970 erwa 250 bis 300 euro­
päische Verbände in Brüssel aktiv. 123 Bis 1980 erhöhte sich diese Zahl auf ungefähr 500 von 
der EG-Kommission offiziell anerkannte Verbände124. In den achtziger Jahren trat jedoch 
eine Phase der Stagnation ein, 1990 wurden nur ungefähr 40 Verbände mehr als im Jahre 
1980 registriert. 125 Erst mit dem Binnenmarkt in den 1990er Jahren trat dann ein beachtli-

119 Dieses Forum geht zurück auf das Weißbuch "Europäische Sozialpolitik. Ein Zukunftsweisender Weg 
für die Union" der Europäischen Kommission. das im Jahr 1994 vorgelegt wurde. Die Foren finden in 
zweijiihrlichem Rhythmus statt. 

120 Aber auch andere Organe beteiligen sich an der direkten oder indirekten Finanzierung. So ist der Gene­
ralsekretär des Ständigen Forums dn Zi1li/gesellscha.ft Zeitangestellter des Europäischen Parlaments. 

121 Dem Entwurf des Gesamthaushaltsplans 2003 zufolge erhielt das Jugendforum einen Zuschuss von 
2.000.000 Euro im Rahmen der Budgetlinie A-3023 und die Frauenlobby einen Zuschuss von 
650.000 Euro in der Budgedinie A-3037. V gl. auch Amtsblatt L248 vom 16. September 2002. S. l. 

122 Vgl. Knut Diekrnann: Interessenvertrerungen bei der Europäischen Union. in: Werner Weidenfcld/ 
Wolfgang WesseIs (Hg.): Jahrbuch der europäischen Integration 1998/1999. Bonn 1999. S. 303-310. 
hier S. 306 und Hans Wolfgang Platzer: Die europäischen Interessenverbände, in: Werner Weiden­
feld/Wolfgang WesseIs (Hg.): Jahrbuch der Europäischen Imegration 1996/1997, Bonn 1997, 
S. 273-276, hier S. 273. 

123 Vgl. zu den Zahlenangaben Hans-Wolfgang Platzer: Interessenverbände und europäischer lobbyis­
mus, in: Werner Weidenfeld (Hg.): Europa-Handbuch, Bonn 2002, S. 409-422; Wolfgang WesseIs: 
The Growth and Differentiation of Multi-Level Nctworks: A Corporatist Mcga-Bureaucracy or an 
Open City?, in: Helen WallacelAlasdair R. Young (Hg.): Participation and Policy-Making in the Eu­
ropean Union, Oxford 1997, S. 17-41. Die Zahlenangaben der einzelnen Quellen variieren beträcht­
lich angesichts der Schwierigkeit einer allgemein akzeptierten Definition von Zivilgesellschafr. 

124 Commission des Communaurcs europcennes, Repertoire des organisations professionelles crces dans 
Ia cadre des commullaures europeennes. Brüssel, Luxembourg 1980; Commissioll des Communaurcs 
europeennes, repertoire des organisations professionelles de la CER, 3. Auflage, Luxemburg 1985, 
Kommission der Europäischen Gemeinschaft, Verzeichnis der europäischen Verbände, a.a.O. 

125 Vgl. Kohler-Koch, Interessen und Integration, a.a.O., S. 105f; Kommission der Europäischen Gemein­
schaften (Hrsg.), Verzeichnis der europäischen Verbände in der EG, 4. Auflage, Luxemburg 1990. 
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eher Zuwachs ein. Im Jahr 2000 konnten annähernd 3.000 Verbände identifiziert werden, 

die versuchten, sich in der Brüsseler Arena Gehör zu verschaffen und relevante Informatio­
nen für ihre Mitglieder auf nationaler oder regionaler Ebene zu erhalten. 126 Dabei fehlt kaum 

ein gesellschaftlicher Lebensbereich. Die Bandbreite organisierter Interessen reicht vom Eu­
ropäischen Regionall!erband des Internationalen Lesben- und Schwulen verband, (ILGA-Euro­
pa) bis hin zur Konferenz Europäischer Kirch.en (KEK). 

Auch wenn die Zivilgesellschaft seit den späten 1970er und insbesondere in den 1990er 
Jahren ausdifferenzierte und umfangreiche Netzwerke aufgebaut hat, lässt sich eine spezifi­

sche Entvvicldungslogik nicht übersehen: Die Europäisierung der Zivilgesellschaft folgte der 
Integration neuer Politikbereiche im Politikverarbeitungsprozess der EG/EU. 127 Aus diesem 
Blickwinkel gesehen ist die Europäisierung der Zivilgesellschaft ein reaktiver Prozess, der mit 
dem Fehlen wirkungsvoller eigener Initiativen ,von unten' korreliert. Auf die institutionelle 
Entwicldung der europäischen Integration - insbesondere im Vorfeld von Vertragsrevisio­
nen - konnte die Zivilgesellschaft infolgedessen nur begrenzt Einfluss nehmen. 128 

Eine Ursache hierfür liegt in der Ressourcenausstattung. Kennzeichen der Zivilgesell­
schaft ist es, über keine eigenen Steuermittel zu verfügen. Die finanzielle Abhängigkeit von 
Spenden, Mitgliedsbeiträgen, Fundraising oder staatlichen Zuschüssen schränkt demzufolge 
das Handlungsfeld ein und wirkt sich auch auf die Strategie aus. Die den einzelnen Initiati­
ven eigene Ressourcenknappheit zwingt Organisationen oftmals dazu, langfristige, mit viel 
Zeit und Geldaufwand verbundene Ziele gegenüber schnell erreichbaren Kompromissen mit 
staatlichen Stellen oder öffentlichkeitswirksamen kurzen Kampagnen hinten anzustellen. 
Doch gerade bei diesen kurzen Kampagnen steht das Ergebnis hinter dem Einsatz weit zu­
rück. Berücksichtigt man, dass für eine europaweite Vernetzung große finanzielle und perso­
nelle Ressourcen erforderlich sind, wird deutlich, warum zahlreiche kleinere Organisationen 
kaum Chancen haben, ihre Interessen nach Brüssel zu tragel1. 129 

Eine weitere Bürde für die Zivilgesellschaft ist die zunehmende Professionalisierung orga­
nisierter Interessen in BrüsseI. Nicht zuletzt durch die Gründung von Beratungsbüros und 
durch spezielle Fortbildungsangebote, die vermitteln, wie in der EU möglichst effektiv Lob­
byarbeit betrieben uncl"diese Arbeit finanziert werden kann, entsteht der Eindruck, dass auf 
europäischer Ebene eine ,Lobbyindustrie' entstanden ist. In den letzten Jahren hat sich hier 
ein völlig neuer ,Wirtschaftszweig' etabliert, der oft erst bei der konkteten Mittel- und Auf­
tragsvergabe ansetzt. Organisationen und Unternehmen, die sich keine eigene Repräsentanz 
in Brüssel leisten können, sind auf die vielfältigen Dienstleistungen angewiesen, um die nöti­
gen Informationen und Kontakte zu erhalten. 13o Eine andere Entwicklung kommt darin 

126 Vgl. zu den Angaben für 2000 Alain Fallik (Hg.): The European Public Affairs Directory, Brussels 
2000 (eigene Zusammenstellung). 

127 Vgl. für eine andere Interpretation des ,,Aufschwung[sl seit den 1980er-Jahren" Kaelble: Demokratie 
und europäische Integration, S. 261-264. 

128 Vgl. Platzer, S. 413. 
129 Die (dauerhafte) finanzielle und technische Unterstützung durch die Europäische Kommission kann nur 

begrenzt als Gegenstrategie gesehen werden, da die Unabhängigkeit der Initiativen in Frage gestellt wird. 
130 Vgl. hierzu auch Claus Giering: Lobbying in der EU. Zwischen Politikberatung und Politikbeeinflus­

sung, in: Forschungsjournal für Neue Soziale Bewegungen 3 (2003), S. 86-88. 
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zum Ausdruck, dass sich Interessengruppen selbst als Berater von Politikern verstehen. Auf 
diese Weise sinkt indes der Bedarf, über öffentliche Kampagnen Einfluss auszuüben. Hinge­
gen steigt die Wahrscheinlichkeit, undurchsichtige und intransparente Strukturen zu schaf­
fen, welche die Entfaltung einer europäischen Öffentlichkeit wiederum hemmen. 

Neben diesen - aus dem Blickwinkel der T ransparenz- und Legitimitätssteigerung - eher 
kritisch zu wertenden Entwicklungen, sind aber auch gegenläufige Tendenzen zu nennen: 
Seitdem Vertrag von Maastrichtspielen UNICE und EGB, zusammen mit dem CEEP, eine 
zentrale Rolle auf dem Feld der Sozial- und Arbeitsmarktpolitik. 131 Eine besondere Bedeu­
tung für die Zivilgesellschaft kommt dabei dem sozialen Dialog zu. Dieser dient als promi­
nentes Beispiel für eine regelmäßige Konsultation zwischen den europäischen Institutionen 
- in diesem Fall der Europäischen Kommission - und Repräsentanten der Zivilgesellschaft. 
Festgelegt wurde im Sozialprotokoll ein strukturiertes Verfahren für die Anhörung der So­
zialpartner bei Vorschlägen für Rechtsakte im Bereich der Sozialpolitik. 132 Die Richtlinie 
über den Elternurlaub, die von dem Rat für Sozialfragen am 29. März 1996 erlassen wurde, 
fußt auf dem Sozialprotokoll. In diesem Fall war es das erste Mal, dass der Rat eine Rechts­
vorschrift verabschiedete, die auf einer Kollektivvereinbarung beruhte, die dem Rat von den 
Sozialpartnern auf europäischer Ebene vorgeschlagen worden war. Dieses Gestaltungspo­
tenzial hat die Rolle der sozialen Partner entscheidend verändert. Sie blieben nicht auf eine 
rein beratende Rolle beschränkt, sondern gewannen den Status von Entscheidungsträgern. 

Im Fall des sozialen Dialogs reichen die Kompetenzen der Organisationen der Zivilgesell­
schaft so weit, dass sie - auf europäischer Ebene - autonom Vereinbarungen mit der Europäi­
schen Kommission treffen können bzw. diese nur noch formal vom Rat bestätigt werden 
müssen. 133 . 

Einhergehend mit der Stärkung der Kompetenzen im Bereich des sozialen Dialogs sowie 
der steigenden Zahl von zivilgesellschaftlichen Vertretern auf europäischer Ebene wurde ge­
fordert, diese Form des Dialogs auch auf andere Politikbereiche auszuweiten und hierfür eine 

gesetzliche Grundlage festzuschreiben. Die Forderungen verhallten jedoch ungehört. Allein 
der Wirrschafs- und Sozialausscbuss hat diesem Ansinnen partiell Rechnung getragen, da er 
seine eigene Rolle immer stärker als Forum zur Förderung des zivilen Dialogs (komplementär 
zum sozialen Dialog) auf europäischer Ebene definiert. 134 Im Gegensatz zur Orientierung in 
den 1950er Jahren berücksichtigt er, dass er bei diesem Anspruch auch Kommunikationsfor-

131 Die AnHinge reichen in das Jahr 1985 zurück, als mit dem Prozess von Val Duchesse ein eigenständiger 
sozialer Dialog zwischen den europäischen Verbänden der Sozialpartner angestoßen wurde. Das dem 
Maastrichter Vertrag angehängte Protokoll über die Sozitz/politik sieht eine obligatorische Anhörung der 
Sozialpartner zu sozialen Angelegenheiten vor sowie die Möglichkeit, Rahmenabkommen zwischen 
den Sozialpartnern auszuhandeln. 

132 Bereits durcbArt. 118 b der EEAeingefiihrr und durch Art. 3 des EU-V präzisiert, wurde die Kommis­
sion veranlasst, vor Verabschiedung ihrer Initiativen die Sozialpartner - sofern diese es verlangen - zu 
konsultieren. 

133 Durch ein so genanntes opting-ouf galten diese Regelungen zunächst nicht fur Großbritannien. Erst 
nach dem Regierungswechsel durch die Labour Party beendete das Königreich sein opt-out. 

134 Unter zivilem Dialog wird dabei die obligatorische Konsultation der Zivilgesellschaft verstanden. 
Bezogen gilt sie vor allem auf Zuständigkeit im sozioökonomischen Bereich sowie in Fragen der Um­
welt, des Verbraucherschutzes, der Entwicklung, der Menschenrechte und der Kultur. 
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men mit denjenigen Organisationen der Zivilgesellschaft aufbauen muss, die nicht zu seinen 

Mitgliedern zählen. 135 Durch die Vertragsreformen in Nizza wurde die Struktur des Wirt­

schafts- und Sozialausschuss dahingehend modifiziert, dass seine Mitglieder entweder als Re­

präsentanten für wirtschaftliche oder soziale Interessen der Zivilgesellschaft eingestuft wer­

den. 136 Die Kernkompetenzen blieben jedoch unverändert - der WSA ist ausschließlich be­

ratendes Organ. 

Neue Impulse für die Zivilgesellschaft durch die Konventmethode 

Nach dem Vertrag über die Fusion der Organe der drei Europäischen Gemeinschaften vom 

April 1965 wurden bisher viermal formale Vertragsrevisionen der Europäischen Union 
durchgeführt. Hierzu rief man jeweils Regierungskonferenzen ein,137 in denen die Repräsen­

tanten der Mitgliedstaatenregierungen eine neue Vertragsgrundlage ausarbeiteten. 138 Als die 

zum Vertrag von Nizza führende Regierungskonferenz am 14. Februar 2000 begann, 139 prä­

sentierten sich die 15 Mitgliedstaaten noch fest entschlossen, ihrem zuvor getroffenen Vor­

satz nachzukommen, die Union bis Ende 2002 in die Lage zu versetzen, für erste Beitritts­

kandidaten aufnahmefähig zu werden. 140 Angesichts der Tragweite der anstehenden Ent-

135 So heißt es in einer Stellungnahme: "Der Ausschuss hält es jedoch für wesentlich. dass sich die NRO. 
die am Konsultationsverfahren teilnehmen wollen, auf nationaler und auf europäischer Ebene Struk­
turen geben und untereinander eine Form der Zusammenarbeit begründen. z.B. durch die Einrich­
tung von Netzwerken oder den Zusammenschluss zu Verbänden. Dies würde es ihnen ermöglichen, 
untcrcinandcr und mit den Gemeinschaftsinstitutionen einen gewinnbringenden Dialog zu führen." 
Stellungnahme des Wirrschafts- und Sozialausschusses zum Diskussionspapier der Kommission "Aus­
bau dcr parmerschaftlichen Zusammenarbeit zwischen der Kommission und Nichtregierungsorgani­
sationen" (KOM (2000) 11 endg.), Brüssel. 13.7.2000, CES 811/2000. 

136 Vgl. hierzu Artikel 257 des EG-V in der Nizzaer Fassung: "Der Ausschuss besteht aus Vertretern der 
verschiedenen wirtschaftlichen und sozialen Bereiche der organisierten Bürgergesellschaft: ( ... )." 

137 Die crste Regierungskonferenz führte zur Einheitlichen Europäischen Akte (EEA). Die zweite und 
drittc Regierungskonferenz von 1991 bis 1993 - die sich aus einer Regierungskonferenz zur WWU 
und einer Rcgierungskonferenz zur Politischen Union zusammensetzten - führte zum Vertrag von 
Maastricht, der am 1. November 1993 in Kraft trat. Die vierte Rcgierungskonferenz begann am 29. 
März 1996 und endete mit der Tagung des Europäischen Rates von Amsterdam am 16.117. Juni 1997. 
Der Amsterdamer Vertrag trat am 1. Mai 1999 in Kraft. Die fünfte Regierungskonferenz wurde nach 
einer formellen Anhörung der Kommission (Stellungnahme vorn 26. Januar 20(0) und des Europäi­
schen Parlaments (Entschließung vom 3. Februar 2(00) am 15. Februar 2000 eröffnet und im Dezem­
ber 2000 abgeschlossen. Der Niz7A,er Vertrag trat am 1. Februar 2003 in Kraft. Die fünfte Rcgierungs­
konfcrcnz endete im Dezember 2003 crgebnislos. 

138 Betciligt sind an den Regierungskonferenzen vorwiegend höhere Beamte und Diplomaten. Die nicht 
gelöstcn Entscheidungen treffen die Staats- und Regierungschcfs auf den Abschlussgipfeln der Regie­
rungskonferenzen selbst - in der Regel nach langen und schwierigen Verhandlungen. 

139 Vgl. hierzu und zum Folgenden Werner Weidenfeld (Hg.): Nizza in der Analyse. Strategien für Euro­
pa, Gütersloh 2001; Mathias JopP U.a. (Hg.): Das Vertragswerk von Nizza und die Zukunft der Euro­
päischcn Union, Honn 2001. 

140 Trotz der 30 Sitzungen der persönlichen Beauftragtcn, der zehn Sitzungen des Rats und drei Sitzungen 
des Europäischen Rats selbst, wurden Entscheidungcn über die strittigen Punkte erst auf dem eigentli­
chen Abschlussgipfel in Nizza ausgehandelt. 
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scheiduhgen und der divergierenden mitgliedstaadichen Positionen einerseits und der 

begrenzten Möglichkeit, Verhandlungspakete zu schnüren, da allein institutionelle und pro­
zedurale Fragen anstanden andererseits, gerieten die Verhandlungen der Staats- und Regie­
rungschefs auf ihrem Abschlussgipfel in Nizza jedoch immer wieder ins Stocken. Die "Her­
ren der Verträge" 141 hatten in dem längsten Verhandlungsmarathon der EU-Geschichte von 

drei Tagen und zwei Nächten erhebliche Schwierigkeiten, für die seit langem bekannten und 
behandelten Probleme Entscheidungen zu treffen. Die Ergebnisse fielen entsprechend ent­
täuschend aus. Nicht nur im Spiegel der Presse, sondern auch unter den beteiligten Politi­
kern wurde die Nizzaer Regierungskonferenz als Misserfolg betrachtet und ihre institutionel­
len Reformen als "Torso", "Mini-Reform" und "Integrationsrückschritt" kritisiert. 142 

Nach diesen ernüchternden Ergebnissen - und gleichzeitig positiven Erfahrungen des 
Grundrechtekonvents, 143 bei dem auch die Zivilgesellschaft Einfluss auf die Inhalte ausüben 
konnte144 - wurden Überlegungen forciert, auf alternative Reformmodelle zurückzugrei­
fen. 145 Die konstitutionelle Weiterentwicklung der Union sollte nicht länger, oder zumin­
dest nicht ausschließlich, durch Diplomaten und Regierungschefs hinter verschlossenen Tü­
ren mit einer Reihe unstimmiger Ergebnisse erfolgen, die die häufig beklagte Distanz zum 
Unionsbürger nur noch verstärkte. Stattdessen wurde geplant, einen umfassenden und tief­
gehenden öffentlichen Diskurs in die Wege zu leiten. Da mit dem Konventsmodell bereits 
eine alternative Methode der Vertragsrevision erfolgreich erprobt worden war, entwickelte 
sich breite Zustimmung für die Idee, zu einer tief greifenden Reform der Europäischen 
Union einen Konvent einzusetzen. 146 Erstmals seit Schaffung der EWG in den 1950er Jah­
ren legten damit nicht mehr nur die nationalen Regierungen die Optionen der Vertragsver­
handlungen fest. 147 

141 Vgl. zum Begriff Hans Peter Ipsen: Zehn Glossen zum Maastricht-Urteil, in: Europarecht 1 (1994), 
S. 1-21, hier S. 5. 

142 Vgl. zu diesen Wertungen: Jürgen Mittag/Julia Marquier: Erste Einschätzungen zu den Ergebnissen 
der Regierungskonferenz 2000: Nizza unter der wissenschaftlichen Lupe, in: Integration 1 (2001), 
S.59-63. 

143 Auf dem Gipfel des Europäischen Rates in Köln war der Auftrag für die Erarbeitung einer Grundrech­
techarta erteilt worden. Dem mit der Ausarbeitung beauftragten Gremium, dem Konvent unter der 
Leitung des ehemaligen Bundespräsidenten Herzog, gelang es innerhalb kün:ester Zeit, einen Entwurf 
vorwIegen, der seitjuni 2000 auch der Öffenrlichkeitzugänglich war. Während der Regierungskonfe­
renz in Nizza ist die Grundrechtecharta schließlich als feierliche Deklaration verabschiedet worden. 

144 Während des Grundrechtekonvents erhielten ca. 150 Organisationen der Zivilgesellschafr die Mög­
lichkeit, für jeweils fünf Minuten ihre Positionen und Ziele einem 15-köpfigen Gremium des Kon­
vents vorzustellen. Im weiteren Verlauf des Grundrechtckonvcms übtcn insbesondere EGB und 
UNICE sowie das StälZdige Forum der Zivilgesellschajt und die Plattform der europäischen sozialen 
Nichtregierungsorgallisatiollen durch pcrsönliche Kontakte zu den Konventsmitgliedern Einfluss aus. 

145 VgL hierzu \X!olfgang WesscIs: Der Konvent: Modell für eine innovative Integrationsmethode, in: In­
tegration 2 (2002), S. 83-98; Daniel GölerlHartmut Marhold: Die Konventsmerhode, in: Integration 
4 (2003), S. 317-330. 

146 Mit der Wortwahl Konvent lehnte man sich bewusst an historische Vorbilder an und impliziertc da­
durch das Ziel, eine Europäische Verf:'lssung ausarbeiten zu wollen. 

147 Wenn auch die vertragsrechrliche Regelung betont, dass der lOS-köpfige Konvent - mit Vertretern aus 
hauptsächlich nationalen Parlamentcn und EP sowie den Regierungen - nicht die eigentliche Regie­
rungskonferenz ersetzen kann, so wurde doch in dem Konvent zumindest ci ne Chance gesehen, gegen-
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Als Reaktion auf die anhaltende und lautstarke Kritik am Demokratiedefizit und der feh­

lenden Transparenz der EU war bereits im Vorfeld des Konvents eine stärkere Einbindung 
der Bürger grundsätzlich unstrittig. In diesem Zusammenhang wurden nun die schon seit 
langem virulenten Rufe nach einer stärkeren Berücksichtigung der organisierten Zivil gesell­

schaft aufgegriffen, indem - begleitend zu der Arbeit des Europäischen Konvents - ein Fo­
rum der Zi1Jilgeseflschajt eingerichtet wurde. 148 Mit Hilfe dieses Forums sollten alle gesell­
schaftlichen Gruppen über die Möglichkeit verfügen, sich an den Reformdiskussionen zu be­
teiligen. 149 Die Intention war eine zweifache: Einerseits sollte das Forum zur inhaltlichen Ar­
beit des Konvents beitragen, indem es eigene Ideen und Initiativen einbrachte; andererseits 

sollte es die Transparenz und Legitimität der Arbeit des Konvents durch die Herstellung ei­
ner öffentlichen Diskussion vergrößern. 

Bis Ende 2002 hatten ungefähr 160 Brüsseler Organisationen ihre Partizipation am Fo­
rum angekündigt. Es entwickelte sich rasch - vor allem infolge der Kommunikationsmög­
lichkeiten der eigenen Web-Seite I 50 - zu einem strukturierten Netzwerkl51 zwischen denje­
nigen Organisationen, die ihren Mitgliedern die Teilnahme an den aktuellen Debatten des 
Konvents erlaubten. 152 Von den Repräsentanten der Zivilgesellschaft gingen zahlreiche Dis­
kussionsbeiträge ein, die in der Regel in der Original-sprachfassung im Internet publiziert 
wurden. Die Einlassungen umfassten sowohl Vorschläge zu einzelnen Politikfeldern und in­
stitutionellen Fragen als auch vollständig ausgearbeitete Verfassungsentwürfe. Zur Vorberei­
tung der Anhörung durch das Plenum wurden schließlich acht Kontaktgruppen - unter der 
Leitung jeweils eines Präsidiumsmitglieds - eingerichtet. 153 Über die Zulassung der einzel-

über eher konfrontativen Verhandlungskonstellationen zwischen den Regierungschefs nunmehr öf­
fentlich diskursive Konzepte vorzulegen. 

148 Dem Forum kommt jedoch kein institutioneller Charakter zu, da es sich nicht um ein ständiges Gre­
mium mit festem Tagungsort handelt. 

149 In der Laekener Erklärung - dem offiziellen Mandat des Konvents - heißt es: "Im Hinblick auf eine 
umfassende Debatte und die Beteiligung aller Bürger an dieser Debatte steht ein Forum allen Organi­
sationen offen, welche die Zivilgesellschaft repräsentieren (Sozialpartner, Wirtschafrskreise, nicht­
staatliche Organisationen, Hochschulen usw.). Es handelt sich um ein strukturiertes Netz von Organi­
sationen, die regelmäßig über die Arbeiten des Konvents unterrichtet werden. Ihre Beiträge werden in 
die Debatte einfließen. Diese Organisationen können nach vom Präsidium festzulegenden Modalitä­
ten zu besonderen Themen gehört oder konsultiert werden." Laekener Erklärung zit. nach Internatio­
nale Politik 1 (2002), S. 123-130, hier S. 130. 

150 V gl. http://europa.eu.inrlfuturum/forum_conventionlindex_de.htm. 
151 Strukturiert ist dieses Netzwerk mit Blick auf die Organisation der Zivilgesellschafr in vier Kategorien: 

1) Politik/Öffentlich-rechtliche Körperschaften (97); 2) Hochschulen und Think Tanks (111); 
3) Wirtschaft und Gesellschaft (60); 4) Sonstige, Zivilgesellschaft, NRO und Bewegungen (401). 
(Zahlen in Klammer = Anzahl der beteiligten Gruppen). 

152 Obgleich mit der Internetpräscnz des Forums einc hohe Bürgerbeteiligung erreicht wurde, blieb diese 
dadurch eingeschränkt, dass sich am Forum - nach formeller Anmeldung - ausschließlich zivilgesell­
schaftliche Organisationen beteiligcn konnten. Die Teilnahme von Einzclpersonen war nur über eine 
Organisation der Zivilgesellschaft möglich. 

153 Zusätzlich zu den genannten Kontaktgruppen wurde am 14. Februar 2002 die KOlltaktgruppe Zizlilge­
sellschafieingerichtet, der die acht großen Umwdt-NGOs angehören, dic Plattform der sozialen NGOs, 
die Rights Contact Gmup, das Internetwerk der Entwicklungs-NGOs, der Verbindungsausschuss der 
europäischen Entwicklungs-NGOs sowie der EGB. Diese Gruppe traf sich auf regelmäßiger Basis in 
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nen Gruppen entschied der Vorsitz der Kontaktgruppe. Unmittelbar zu Wort kam die Zivil­
geselIschaft während der sechsten Plenumssitzung des Europäischen Konvents, in der die Po­
sitionen aus den Kontaktgruppen präsentiert wurden. 154 1n dieser Sitzung im Juni 2002 war 
die Teilnahme seitens der Repräsentanten der Zivilgesellschaft rege, die Zweckmäßigkeit des 
Verfahrens angesichts einer zeitlichen Begrenzung auf acht Stunden jedoch begrenzt. I55 

Kompensiert werden konnte dieses Strukturdefizit teilweise durch den WSA. Auch wenn der 
Wirtschafts- und Sozialausschuss offiziell nur eine Beobachterrolle im Konvent hatte, gelang 
es ihm, mehrere Treffen europäischer Netzwerke mit Mitgliedern des Konvents zu organisie­
ren und in diesem Rahmen seine neue Selbstinterpretation als Repräsentant der Zivilgesell­
schaft unter Beweis zu stellen. I 56 Infolge des straffen Zeitplans blieb insgesamt jedoch kaum 
Raum für Diskussionen abseits der strengen Plenartagungsordnungen. 

Um die Kluft zwischen Konventsmitgliedern und der Zivilgesellschaft zu verringern, 

wurde in erheblichem Umfang auf das Internet zurückgegriffen. Der Erfolg bleibt allerdings 
schwer einzuschätzen. Die rege Beteiligung am Forum präsentierte sich als Vor- und Nach­
teil zugleich. Die Ideen sprudelten reichlich, angesichts der überbordenden Fülle von Beiträ­
gen auf der offiziellen Internetseite und des Informationsüberflusses war aber eine gezielte 
Konsultation der Konventsmitglieder kaum möglich. Der Umfang der virtuellen Kommuni­
kation zog vielmehr die Gefahr nach sich, in eine Einbahnstraße zu münden, da die Beiträge 
im Internet die direkte Interaktion nicht ersetzen konnten. Viele Antegungen und Gedanken 
wurden von ihren Adressaten nicht wahrgenommen. 157 

Angesichts der hochgesteckten Erwartungen im Vorfeld fiel die Bilanz über die Einbin­
dung der Zivilgesellschaft in die Konventsarbeit ambivalent bis nüchtern aus. Während die 
einen anführten, dass die Zivilgesellschaft eine aktive Rolle im Konvent spielen konnte, mo­
nierten andere, dass ihre Einbeziehung von Politikern lediglich als Alibi benutzt wurde. 15S 

Auch hinsichtlich der inhaltlichen Positionen war die Resonanz durchmischt: Die Vertreter 
der organisierten Zivilgesellschaft hatten im Plenum zumeist die Berücksichtigung ihrer spe­

zifischen Interessen gefordert, wie z.B. im umwelt- oder sozialpolitischen Bereich. 159 Damit 

Brüsscl, um eigene Stellungnahmen über den Fonschritt der Konventionsarbeitauszuarbeiten. Vgl. 
Otto Schmuck: Die Beteiligung der Zivilgescllschaft - notwendige Erg~inzung der Konventsstrategie, 
in: Integration 2 (2003), S. 162-165, hier S. 164. 

154 Neben dem Forum für die Zivilgesdlschaft tagte vom 9. bis zum 12. Juli 2002 der Europäische Ju­
gendkonvent. 

155 Den nominierten Vcnretern jeder Kontaktgruppe wurde 40 Minuten Zeit zur Präsentation und 
20 Minuten zur Diskussion eingeräumt. VgJ. Schmuck, S. 164. 

156 Vgl. Ruclolf HrbeklMartin Grosse-Hüttmann: Der Wirrschafts- und Sozialausschuss, in: Werner 
Weidenfcld/Wolfgang WesseIs (Hg.): Jahrbuch der europäischen Integration 2001/2002, Bonn 2002, 
S. 105-110, hier S. 108. 

15? V gl. Anclreas Maurer: Die Methode des Konvents - ein Modell deliberativer Demokratie?, in: Integra­
tion 2 (2003), S. 130-140, hier S. 133. 

158 V gL etwa die Abschlusserklärung des 2. Europäischen Sozialforums in Paris, in der kritisiert wurde, 
dass "zurzeit ( ... ) ein Entwurffür eine europiiische Ver['lssung außerhalb der Zivilgesellschaft ausgear­
beitet" wird. 

159 Die von dem deutschen Präsidiumsmitglied Klaus Hänsch geleitete Konraktgruppe Sozialer Sektor 
richtete unter anderem die Forderung an den Konvent, soziale Themen lind Beschäftigungsfragen als 
zentrale Zielsetzungen der EU zu behandeln. Auch solle in einem europäischen Vertrag der Dialog mit 
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argumentierten die Repräsentanten der Zivilgesellschaft aber nur begrenzt entlang der maß­

geblichen institutionellen Fragen des Konvents. 

Wahrgenommen wurde die Debatte innerhalb des Forums nur von einer selektiven - be­
reits zuvor an der EU interessierten - Öffentlichkeit. Diese These wird auch durch Umfrage­

ergebnisse bestätigt, die zeigen, dass das Wissen der EU-Bürger über die Existenz und Arbeit 
des Konvents äußerst begrenzt war.!60 Dies lässt Zweifel aufkommen, ob die Konventsme­

thode zur Entstehung einer größeren europäischen Öffentlichkeit beigetragen hat - zumal 
auch das Interesse der Medien in allen Mitgliedstaaten der EU verhalten blieb.!6! 

Allein der Umstand aber, dass die Ausarbeitung eines Reformvertrages nicht mehr hinter 

verschlossenen Türen erfolgte, sondern öffentlich, kann aus Sicht der Zivilgesellschaft als 

eine beträchtliche Errungenschaft bewertet werden. Damit erreichte der Reformprozess der 
EU "eine neue Qualitätsstufe";!62 zugleich erhielt die Formierung der Zivilgesellschaft auf 

europäischer Ebene neue Impulse, denn die Arbeit im Forum und in den Kontaktgruppen 

hatte zu einer stärkeren Kooperation der verschiedenen Organisationen der Zivilgesellschaft 
geführt.!63 

Interaktion im Mehrebenensystem: 

Europäische oder europäisierte Zivilgesellschaft? 

Gibt es eine ZivilgesellschaJt auf europäischer Ebene? 
Fasst man die hier grob skizzierten Zeitabschnitte zivilgesellschafdicher Entwicklung auf 

europäischer Ebene zusammen, kann resümiert werden, dass spätestens seit den 1990er Jah­
ren die A1uivitäten der Zivilgesellschaft nicht länger mehr auf den Nationalstaat begrenzt 

der Zivilgesellschaft aufgenommen werden. Die Gruppe wies weiter daraufhin, dass Dienstleistungen 
aufgewertet werden müssten, da sie von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse seien. Obgleich der 
EU-Vertrag als solide Grundlage für die Umweltpolitik bewertet wurde, forderte die Kontaktgruppe 
Umwelt eine Aufnahme von UmweItreehren in die Grundrechte-Charta. Für die Bürger Europas solle 
vor dem EuGH eine Klagebefugnis in Umweltangelegenheiten geschaffen werden. Außerdem sollten 
die Beratungen des Rates öffentlich stattfinden. Die Kontaktgruppe Ml!Ilschl!llrechte wies darauf hin, 
dass zur Durchsetzung von Vcrrragstexten wie der Charta der Grundrechte oder der Europäischen 
Menschenrechtskonvention unter anderem mehr Transparenz in der Arbeit europäischer Organe, eine 
wirksame Kontrolle durch die nationalen Parlamente und das EP wie auch eine stärkere Teilhabe der 
Zivilgesellschaft erforderlich sei. 

160 So kannten im Dezember 2002 - zur Halbzeit des Konvents - nur 29 % der Bundesbürger die Existenz 
und Arbeit des Konvents. Vgl. Eurobaromcter 58 (2002), S. 10-13. 

161 Dies lässt sich letztlich aber auch auf die Struktur und Themen des Konvents zurückführen. Es zeigte 
sich, dass sich die Konventsdebatten "kaum für eine umfassendere Berichtserstattung eigneten." V gl. 
Annette Heuser: Der Konvent in der öffentlichen Wahrnehmung und die Rolle der Zivilgesellschaft, 
Beilage zu: Claus Giering (Hg.): Der EU-Reform konvent - Analyse und Dokumentation, Gütersloh 
2003, S. 16. 

162 Schmuck, S. 164. 
163 Diese Koordination wurde als Anstoß zu weiterer Integration der Zivilgesellschaft auf der europäi­

schen Ebene gewertet. Schließlich gilt auch zu berücksichtigen, dass der Entwurf des "Vertrags über 
eine Verflssung für Europa" in Artikel 46 den Grundsatz der "partizipativen Demokratie" verankerte 
und in Absatz 2 die Zivi/gesellschaft als Bestandteil namentlich erwähnte. 
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sind. Auch wenn weiterhin der industrielle Sozialstaat als zentraler Bezugspunkt der Zivilge­
sellschaft betrachtet wird,164 widmen die Akteure - in unterschiedlichem Grad - ihre Auf­

merksamkeit der Politikgestaltung in Brüssel, um dort aktiv am europäischen Politikzyldus 
teilzuhaben. 165 Dieses Merkmal gewachsener und gesteigerter Sensibilität für die europäi­
sche Ebene ist ein anhaltender Trend in allen Mitgliedstaaten der EU. Obgleich häufig natio­
nale Regierungen immer noch die ersten Adressaten nationaler und subnationaler Verbände 
oder zivilgesellschaftlicher Akteure sind, so zeigt sich doch in nahezu allen Bereichen das Be­
mühen der Organisationen, einen Zugang zum Politikzyklus der EG/EU zu finden. 

Jenseits der institutionalisierten Einflussnahme durch den Wirtschafts- und Sozialaus­
schuss l66 ist die Europäische Kommission dabei der Hauptadressat für Forderungen aus der 
Zivilgesellschaft. 167 Grundsätzlich kann konstatiert werden: Je mehr Macht die europäi­
schen Institutionen in bestimmten Politikfeldern erhalten, desto größere Aufmerksamkeit 
widmet ihnen die Zivilgesellschaft. 168 Ungeachtet dieser Tendenz spielt aber die Beeinflus­
sung der eigenen Regierungsvertreter auf nationaler Ebene immer noch eine zentrale Rolle 
für die Zivilgesellschaft - nicht zuletzt in der Gewerkschaftspolitik l69 

Wenn auch mit der gesteigerten Aufmerksamkeit gegenüber der Brüsseler Ebene eine Ge­
meinsamkeit zivilgesellschaftlicher Akteure der 25 Mitgliedstaaten festgehalten werden 
kann, so lässt sich hieraus doch kein einheitliches Reaktionsmuster ermitteln. Die Wege der 
Einflusssuche in Brüssel unterscheiden sich beträchtlich. Der Brüsseler Mitwirkungsbüro­
kratie stehen völlig unterschiedliche Anpassungs- und Partizipationsstile gegenüber, die sich 
nach dem Politikfeld, dem nationalen Hintergrund, den zur Verfügung stehenden Ressour­
cen etc. richten. 170 Mit Blick auf die unterschiedlichen Charakteristika politischer Partizipa­

tionssuche sind Feststellungen über optimale Beteiligungs- und Mitwirkungsstrategien nur 
begrenzt aussagekräftig. Die auf europäischer Ebene gegründeten Dachverbände haben nur 
selten eine hierarchisch übergeordnete Funktion. Maßgeblich bleiben vielfach die einzelnen 
Verbände, und diese agieren zumeist im Rahmen der jeweiligen verfassungsrechtlichen, in-

164 VgL Helmut K. AnheierlStefan Toepler: Bürgerschaftliches Engagement in Europa. Überblick und 
gesdlschaftspolitische Einordnung, in: Aus Politik und Zeitgeschichte 9 (2002). 

165 Diese Annahme wurde aus neohlllktionalistischer Perspektive auch schon für die I 950er Jahre zur 
Diskussion gestellt. VgL Ernst B. Haas: The Uniting of Europe, Stanford 1958. 

166 Zu berücksichtigen ist auch die ,Spiegel-Institution' des WSA, der Ausschuss der Regionen. Seine zen­
trale Aufgabe ist die Beratung der Gemeinschaftsorgane sowie die institutionalisierte Interessenvertre­
tung von Regionen und Kommunen. 

167 Seitdem das Europäische Parlament kontinuierlich an Einfluss gewonnen hat, avanciert es ebenfalls zu 
einem gefragten Gesprächspartner. 

168 Daneben prägen auch die Zugangsregdungen zu den EU-Institutionen entscheidend die Arbeit der 
europäischen Interessenvertretungen, Organisationen und Verbände. Vgl. Diekmann, S. 288. 

169 VgL zur begrenzten Europäisierung der Gewerkschaften auch die Ergebnisse einer Mannheimer Kon­
ferenz zur Zivilgesdlschaft. Matthias Heddenhausen: Die Zivilgesellschaft und die Europäische 
Union: Zwischen Legitimierung und Interessenvermittlung, in: Integration 3 (2003), S. 264-271, 
insbesondere S. 268 und Micheie Knodt/Barbara Finke: Europäisierung der Zivilgesellschaft oder 
Europäische Zivilgesellschaft, Ein Tagungsbericht, in: Zeitschrift für Internationale Beziehungen 
2 (2003), S. 413-420, hier S. 416. 

170 Vgl. auch Knodt/Finke, S. 419. 
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stitutionellen und politischen Gestaltungsräume. 171 Verfügen die Organisationen über ent­
sprechende Ressourcen, wird die Einflussnahme zunehmend in Richtung Brüssel ausge­
dehnt. Eine typische Strategie, wie sie etwa der DGB handhabt, ist die der Mehrfach-Reprä­
sentationen: einerseits durch einen europäischen Verband, andererseits durch eine direkte 

Vertretung vor Ort - mithin durch ein eigenes Brüsseler Büro. 
Angesichts dieser Beobachtungen kann konstatiert werden, dass es noch keine europäi­

sche Zivilgesellschaft gibt - die nationalen Zivilgesellschaften sich aber europäisiert haben. 
Die Zivilgesellschaft folgt dabei dem Weg, der durch Vertragsreformen und erweiterte Kom­

petenzen der EU angelegt wurde. Die zivilgesellschaftlichen Akteure auf europäischer Ebene 
sind nicht an die Stelle nationaler Zivilgesellschaften getreten und haben sie ersetzt, sondern 
ergänzen sie. Somit ist von einem Fortbestand nationaler Orientierung auszugehen, der aber 
zunehmend europäisch akzentuiert wird. Das Nebeneinander von Interessen, Loyalitäten 

und Strategien, das sich in mehrschichtigen Aktivitäten niederschlägt - ist dabei letztlich 
Ausdruck des europäischen Mehrebenensystems. l72 

Wird die europäische Zit!ilgesellschaji gehärt? 
Wie sind die Aktivitäten der Zivilgesellschaft auf europäischer Ebene zu bewerten? Wer­

den ihre Anliegen ,wirklich gehört' und in politisch verbindliche Entscheidungen umgesetzt? 
Festzuhalten bleibt, dass der Einfluss der Zivilgesellschaft erheblich variiert - sowohl in Ab­
hängigkeit zu einzelnen Zeitphasen als auch zu den Politikfeldern der europäischen Integrati­
on. Übten die Europa-Verbände in der Nachkriegszeit für einen kurzen Zeitraum ganz be­
trächtlichen Einfluss aus, so ist das Wirken der Verbände in den 1950er und l%Oer Jahren 
ohne Nachhall in der Öffentlichkeit geblieben und nur entlang weniger spezifischer Politik­
felder ausgerichtet gewesen. Erst in den 1980er und vor allem 1990er Jahren stieg die öffent­
liche Aufmerksamkeit und dehnten sich Aktivitäten auf alle Politikfelder aus. Bisheriger Hö­
hepunkt zivilgesellschaftlichen Wirkens war zweifellos die Arbeit während des Grundrechte­

und Verfassungskonvents, mit der ein Gegenpol zur klassischen nationalstaatlichen Gipfel­
diplomatie geschaffen wurde. 

Die wachsende Bedeutung der Zivilgesellschaft legt aber auch strukturelle Schwächen of­
fen. Mit Knut Dieckmann ist festzuhalten, dass die zivilgesellschaftlichen Organisation, ins­

besondere Interessenvertretungen, "erste Zeichen einer Überhitzung des Systems der Interes­
senrepräsentation zeigen ( ... ). Durch den Zustrom von Interessenvertretern mit der Binnen­
marktgesetzgebung ist es zur Differenzierung der Verbandslandschaft gekommen, die nun zu 
einer Vielfachrepräsentation von Interessen, also einer Überlagerung der Zuständigkeit und 

171 Auch landesspezifische gesellschaftliche Traditionen spielen eine wesentliche Rolle. Während in 
Frankreich etwa die gemeinwirtschafdichen Aspekte zivilgesellschaftlichen Engagements im Vorder­
grund stehen, ist es in Deutschland das Modell der Subsidiarität im Bereich der sozialen Dienste, in 
Schweden die enge Zusammenarbeit breit angelegter Volksbewegungen mit dem Staat, in Großbritan­
nien die Tradition der Chariry oder in Italien der Entwurf des Assozianismus. Vgl. hien:u: Anheierl 
Toepler, S. 37[ 

172 Vgl. zur aktuellen Diskussion auch Hartmut Kaclble: Gibt es eine europäische Zivilgesellschaft?, in: 
Dieter Gosewinkel/Dieter Rucht/Wolfgang von den Daele/Jürgen Kocka (Hg.): Zivilgcscllschaft- na­
tional und trans national, Berlill 2003, S. 267-284. 
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somit zum gegenseitigen Streitigmachen der Einflussnahme führt."173 Der Zuwachs von zi­

vilgesellschaftlichen Gruppen auf europäischer Ebene bringt damit auch die Notwendigkeit 

zum Ausdruck, den Zugang der Zivilgesellschaft zu den EU-Institutionen stärker zu regle­

mentieren. Wenn dies nicht geschieht, entsteht das Risiko, dass alle gehört werden, aber nur 

wenige wirklich Gehör finden. 

Gegenüber dieser Komplexitätszunahme kann jedoch mit der Zunahme an institutiona­

lisierten Partizipationsmöglichkeiten - als weiterem Indikator - auch die Legitimationsbasis 

für gemeinsame Entscheidungen verbreitert werden. Die Analyse der Zivilgesellschaft ist 

letztlich nur bedingt eine Analyse ihrer Wirkungsgeschichte. Im Lichte deliberativ-argumen­

tativer Ansätze bleibt zu fragen, ob es wirldich darauf ankommt, zivilgesellschaftliche Aktivi­

täten unmittelbar in politische Gesetze umzusetzen oder ob nicht das ,agenda setting' und die 
öffentliche Debatte maßgeblicher sind. 

Trägt die Zivilgesellschaft zur Überwindung des Demokratiedejizits bei? 
Den Urteilen über den Konvent zufolge ist der Versuch, das demokratische Defizit der 

EU mittels der Zivilgesellschaft zu überwinden, nur begrenzt erfolgreich gewesen. Die Chan­

ce, das Ergebnis auf einer "doppelten Legitimität und Autorität" - der des Konvents und der 

europäischen Zivilgesellschaft - zu begründen, "wurde" - so das Forschungsurteil - "ver­
passt". 174 

Allerdings gilt zu berücksichtigen, dass die Erwartungshaltung beträchtlich war. Stellt 
man indes keine unrealistischen Ansprüche an die Zivilgesellschaft, erscheint die Partizipati­

on in anderem Licht. Auch in nationalen politischen Systemen ist es nicht alleine die Zivilge­

seIlschaft, die legitimationsstiftend wirkt und Interaktion verstärkt, sondern es bedarf auch 

der Medien und Parteien als Transmissionsriemen zwischen Gesellschaft und Staat. Es gilt 

als gesichert, dass die Entscheidung, ob "ein Thema europäisch wird, C ... ) nicht zuletzt von 
der Reichweite der medialen Vermittlung ab[hängt]."175 Von der Existenz eines europäi­

schen Mediensystems ist die EU jedoch - angesichts des Faktors Sprache - noch meilenweit 
entfernt. Anders sieht es bei den Parteien aus. Im Zuge der fortschreitenden europäischen In­

tegration und der Ausweitung ihres Aktionsradius auf immer mehr Bereiche des öffentlichen 

Lebens haben sich auf der Ebene der Europäischen Union transnationale Parteienbünde he­

rausgebildet, in denen die nationalen Parteien der EU-Mitgliedstaaten zusammenarbeiten. 

Angesichts der strukturellen Vorgaben des Systems hängen diese Parteienbünde jedoch am 
,Tropf' der nationalen Parteien. Weder spielen die europäischen Parteien bei der Vergabe 

von wichtigen Ämtern in der EU noch bei der Aufstellung von Kandidaten für die Wahlen 

zum EP eine wahrnehmbare Rolle. Die Konzeption und operative Durchführung der Wahl­

kämpfe zu Europawahlen obliegt nach wie vor den nationalen Parteien. 

173 So Dickmann, S. 306. V gL zu dcn Konsequenzcn überbordcndes Bürgerengagemems bcreits auch 
Samucl H. Huntington: Political Order in Changing Societies, Ncw Havcn (Cf) 1968. 

174 Heuser, S. 19. 
175 VgL kritisch Jörg Requate/Martin Schulze Wcsscl: Europäische Öffentlichkcit: Realität und Imagina­

tion einer appellativen Instanz, in: dies. (Hg.): Europäische Öffcntlichkcit. Transnationale Kommuni­
kation seit dcm 18. Jahrhundert, Frankfurt am Main 2002, S. 11-39, insbesondere S. 37f. 
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In diesem Kontext scheint der Ansatz für das Hauptproblem des demokratischen Defizits 

der EU zu liegen. Es bedarf nicht alleine der Zivilgesellschaft, sondern einer umfangreichen 

europäischen oder europäisierten Infrastruktur. Parteien, Medien und die Zivilgesellschaft 

gemeinsam können als Instanzen zwischen Gesellschaft und Staat vermitteln, um so eine eu­

ropäische Öffentlichkeit und eine mehrschichtige Legitimität herstellen. Dazu bedarf es je­

doch in allen Bereichen unverändert struktureller Reformen. 176 Nicht das ,institutionelle en­

gineering' und die Einrichtung weiterer Ämter - sei es nun ein Präsident des Europäischen 
Rates oder ein Außen minister der EU - scheint von Nöten, 177 sondern die Orientierung an 

einem alten Wahlkampfslogan Willy Brandts: "Mehr Demokratie wagen!" könnte auch das 

Leitmotiv für die kommenden Reformprozesse der EU werden. Angesichts der gescheiterten 

Regierungskonferenz 2003 ist es wichtig, entsprechende konstitutionelle Anreize zur ,Er­
mächtigung der Zivilgesellschaft' zu geben, die dann auch auf die weitere Formierung einer 

Zivilgesellschaft auf europäischer Ebene Einfluss haben. Die Antriebe für ein assoziativ er­
weitertes institutionelles Design der EU dürfen indes nicht allein auf Finanzspritzen der In­

stitutionen der Europäischen Union zurückzuführen sein, denn dies hieße, die Zivilgesell­

schaft gewissermaßen zu verstaatlichen und somit ad absurdum zu führen. 

Die Zivilgesellschaft selbst hat bereits Strukturen entwickelt, die Legitimität der EU zu 

unterstützen. Im Sinne eines liberal-diskursiven Verständnisses kann sie grundlegend demo­

kratische Legitimität stärken, wenn man von einem demokratischen Verständnis ausgeht, 

das über die Partizipation der Bürger in Wahlen hinausgeht und vielmehr aktive und /<On­

struktive Teilhabe einfordert. Auf europäischer Ebene kann die Zivilgesellschaft insofern In­

tegration fördern, als durch sie die Entstehung einer gemeinsamen Öffentlichkeit und eines 

gemeinsamen Problem- und Problemlösungsbewusstseins forciert wird. 178 Ein Patentrezept 

zur Überwindung struktureller Defizite transnationaler oder supranationaler Demokratien 
bildet sie jedoch nicht. 179 

Überlagert die ZivilgeselLfchaft die (neuen) sozialen Bewegungen? 
In der öffentlichen Debatte werden die Begriffe Zit,ilgesellschaft und soziale Bewegungen 

häufig nebeneinander oder sogar synonym verwendet. Mit Blick auf die europäische Ebene 

erfährt gegenwärtig aber allein der Terminus Zivilgesellschaft Berücksichtigung, während 

die sozialen Bewegungen weitgehend ausgeblendet bleiben. Lässt man das maßgebliche 

176 Vgl. hier auch das Plädoyer im Fazit von Michael Schäfer: Verfassung, Zivilgesellschaft und Europäi­
sche Integration, Wien 2002, S. 87f, in dem mit Blick auf die europäische Integration aus rechtswis­
senschafrlicher Perspektive betont wird, dass eine Verf.1SStmg - einschließlich der Grundrechte - kon­
stitutiv für die Formierung einer Zivilgesellschaft sei. 

177 V gl. allgemein zum Hintergrund der Diskussion Claus Offe: Herausforderungen der Demoktatie. Zur 
Integrations- und Leistungsfähigkeit politischer Institutionen, Frankfurt am Main/New York 2003. 

178 In diesem Kontext erflihrt auch die Diskussion um eine transnationale Staatbürgerschaft zunehmend 
Bedeutung. Vgl. zur Diskussion: Heinz K1eger: Transnationale Bürgerschaft, Frankfurt am Main 
2001 und Christoph Conrad/Jürgen Kocka (Hg.): Staatsbürgerschaft in Europa. Historische Erf.1h­
rungen und aktuelle Debatten, Hamburg 2001. 

179 So auch Ansgar Klein: Überschätzte Akteure? Die NGOs als Hoffnungsträger transnationaler Demo­
kratisierung, in: Aus Politik und Zeitgeschichte 6/7 (2002), S. 3-5. 
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strukturelle Argument außer Acht, dass Zillilgesellschaftein umfassenderer und summarischer 
Begriff ist, der auch soziale Bewegungen umschließen kann,180 stellt sich die Frage, in wel­
chem Verhältnis beide Begriillichkeiten zueinander stehen. Hat die Zivilgesellschaft ange­
sichts ihrer Konjunktur als legitimationsstiftendes Konzept die sozialen Bewegungen ver­
drängt oder sie gar ersetzt? Oder leistet die ZivilgeseIlschaft einen spezifischen Beitrag für 
eine Renaissance sozialer Bewegungen? 

Die inhaltlichen ,Stoßrichtungen' von Zivilgesellschaft und sozialen Bewegungen liegen 
nahe beieinander. Versteht man mit Joachim Raschke unter einer sozialen Bewegung einen 
"mobilisierenden kollektiven Akteur" 181 so gilt dies grundsätzlich auch für zivi/gesellschaftli­
che Organisationen. Soziale Bewegungen wie Zivilgesellschaft umfassen beide autonom or­
ganisierte Vereinigungen, die darauf abzielen, Einfluss auf politische oder gesellschaftliche 
Ereignisse und Strukturen zu nehmen, indem über die Mobilisierung der Öffentlichkeit -

oder auch einer Teilöffentlichkeit - Aufmerksamkeit für bestimmte Sachverhalte oder Pro­
bleme geweckt wird. Damit sind aber die zentralen Gemeinsamkeiten bereits genannt. Es be­
stehen jedoch auch Unterschiede. Während den sozialen Bewegungen in der Regel eine stär­
ker oppositionelle, bisweilen auch anti-system ische Haltung zugeschrieben wird, charakteri­
siert man die Zivilgesellschaft- im Sinne der innersystemischen Korrekturen der ,checks and 
balances' - als systemreformierend oder gar stabilisierend. Solche politisch konnotierten Ein­
ordnungen finden sich auch in den Definitionen der Wissenschaft wieder. Geht es den sozia­

len Bewegungen um Veränderungen in der bestehenden Gesellschaft "auf grund eines Prozes­
ses. der kollektiven Abwendung von gesellschaftlich institutionalisierten Werten, Normen 
oder Zwecksetzungen ",182 so lässt sich - so eine verbreitete Forschungsansicht - das Erschei­

nungsbild der Zivilgesellschaft generalisierend eher als "regulative Idee" bezeichnen. 183 Oft­
mals wird die Zivilgesellschaft infolgedessen auch als politisch entideologisierte und pragma­
tische Variante der sozialen Bewegungen kritisiert. 184 Sozialen Bewegungen wird hingegen 
ein höherer Grad des Protests zugeschrieben. Wie Neidhardt und Rucht herausgearbeitet ha­

ben, bildeten "konfrontative Proteste" aber nur 15 % und "gewaltförmige Proteste" nur 

180 V gl. zu dieser Argumentation Markus Ortersbach: Außerparlamentarische Demokratie: Neue Bürger­
bewegungen als Herausforderung an die Zivilgesellschaft, Frankfurt am Main /New York 2003, 
S. 120-133. 

181 Joachim Raschke: Soziale Bewegungen. Ein historisch-systematischer Grundriss, Frankhm am Main/ 
New York 1985, S. 77. So aber auch Dieter Rucht, der eine soziale Bewegung präzisierend definiert als 
"mobilisierender kollektiver Akteur, der mit einer gewissen Kontinuität auf der Grundlage hoher sym­
bolischer Integration und geringer Rollenspezifikation mittels variabler Organisations- und Aktions­
formen das Ziel verfolgt, grundlegenderen sozialen Wandel herbeizuführen, zu verhindern oder rück­
gängig zu machen". Dieter Rucht: Zum Begriff der sozialen Bewegung, in: Roland Roth/Dieter Rucht 
(Hg.): Neue soziale Bewegungen in der Bundesrepublik Deutschland, Bonn 1987, S. 21. 

182 So die Definition von Dirk Gerdes: Soziale Bewegung/Neue Soziale Bewegungen, in: Dieter Nohlcn 
(Hg.): Kleincs Lexikon der Politik, München 2001, S. 454. 

183 Emanuel Richter: Demokratie und Globalisierung, in: Ansgar K1ein/Rainer Schmalz-Hruns (Hg.): Po­
litische Beteiligung und Bürgerengagement in Deutschland. Möglichkcitcnllnd Grenzen, Bonn 1997, 
S. 173-202, hier S. 192. 

184 Vgl. für eine entsprechende Interpretation unter Rückgriff auf die liberale Akzentuierung der Zivi/ge­
sellschaft Frank Nullmeier: Zivilgcsellschaftlicher Liberalismus. Schattenseiten eines Trends politi­
scher Theorieentwicklllng, in: Forschungsjournal für Soziale Bewegungen 3 (1991), S. 13-26. 



214 Jiirgen Mittag 

8,8 % aller Proteste seit den 1970 Jahren. IS5 Gewaltförmigen Interaktionen scheint gleich­

wohl eine hohe Relevanz für die Dynamik sozialer Bewegungen zuzukommen, prägen sie 

doch stark das Bewusstsein innerhalb der sozialen Bewegungen, das für die Selbsterfahrung 

und die Identität eine wesentliche Rolle spielt. Die Dynamik sozialer Bewegungen ließe sich 

insofern nicht nur aus den Nutzenerwägungen im Rahmen gegebener und stabiler Präferen­

zen, sondern auch über die Transformation der handelnden Akteure erklären. 
Auf Grundlage dieser Beschreibung lassen sich weitere Gegensätze ableiten. Während die 

sozialen Bewegungen auf grundlegende und langfristige Strukruränderungen drängen, zielt 

die ZiviIgeseIlschaft primär aufStrukturreformen in einem überschaubaren Zeitraum. Hier­

zu setzt sie in erster Linie auf Kooperation, Kampagnen, Dialog und die Einflussnahme auf 
Akteure wie Politiker oder Parteien. Soziale Bewegungen hingegen sind eher konfrontativ 

ausgerichtet und versuchen durch Proteste, Streiks oder Boykotte ihre Ziele zu erreichen, 

verzichten zumeist aber auf die Anlehnung an etablierte Parteien. Auch die stärkere Abhän­

gigkeit der Zivilgesellschaft von staatlicher Finanzierung grenzt sie von den sozialen Bewe­

gungen ab, die durchweg auf einer staatsunabhängigen Finanzierung gründen. 18G 

Geht man bei der Definition der Kategorie Legitimität von einer selbstverständlichen 

Grundunterstürzung für ein politisches System aus, so gilt dies im engeren Sinn - auch mit 

Blick auf die europäische Ebene - nur für die Zivilgesellschaft. Berücksichtigt man zudem, 

dass soziale Bewegungen kaum auf institutionalisierten Organisationsformen fußen, wäh­

rend die ZiviIgeseIlschaft, und mit ihr die NGOs als zentrale Akteure einer transnationalen 

Zivilgesellschaft, konkrete und festere Organisationsstrul~turen hervorbringen, wird deut­

lich, warum soziale Bewegungen bisher kaum im europäischen Kontext hervorgetreten 
sind. 187 Die Vernetzung über 25 Staaten ist ohne entsprechende Infrastruktur und haupt­

amtliche Aktive wie Pressesprecher oder professionelle Lobbyisten kaum zu bewerkstelligen. 

Infolge ihrer stärker formalisierten Organisationsstrukturen haben es die zivilgesellschaftli­
chen Akteure erheblich einfacher, sich zu vernetzen und zu europäisieren. 

Hinzu kommt, dass der Zivilgesellschaft auch der Verhandlungsrahmen, den die Euro­
päische Union vorgibt, strukturell ,näher steht'. Spätestens seit den Vertragsreformen der 

1990er Jahre sind Tendenzen zu einer Form demokratischen Regierens zu beobachten, die 

die Europäische Union als ein konsensorientiertes Konkordanzmodell charakterisiert. ls8 In 

der EU arbeiten politische Repräsentanten mit unterschiedlicher Legitimationsbasis zuneh-

185 Vgl. Dieter Rucht: Gewalt und neue soziale Bewegungen, in: Wilhe1m HeitmeyerlJohn Hagen (Hg.): 
Internationales Handbuch der Gewaltforschung, Wiesbaden 2002, S. 474. 

186 Es gilt indes zu beriicksichtigen, dass die Grenzen dieser ,idealtypischen' Modelle zunehmend ver­
schwimmen. 

187 Vgl. Marial1l1e Beisheim/Michael Zürn: Transnationale Nicht-Regierungsorganisationcn. Eine Ant­
wort auf die Globalisierung?, in: Ansgar Klein/Hans Josef Legrand/Thomas Leif (Hg.): Neue soziale 
Bewegungen. Impulse, Bilanzen und Perspektiven, Opladen 1999, S. 306-319, insbesondere S. 309f. 

188 V gl. zum Begriff und zur Argumentation Arend Lijphart: Patterns ofDemocrac)'. Government Porms 
and Performance in Thirty-Six Countries, New Haven, London 1999. Die komplexen Enrschei­
dungsprozesse in Verhandlungsstrukruren und korporatistischen Netzwerken werden allerdings oft 
für Intransparenz und Bürgerferne verantwortlich gemacht und damit nicht als Lösung, sondern als 
Ursache des Demokratiedefizits der EU betrachtet. 
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mend verhandlungsorientiert zusammen und tragen so gemeinsam das politische System -

mit der Folge weitgesteckter Partizipation und zunehmender Unübersichtlichkeit. Die sozia­

len Bewegungen haben hier strukturelle ,Nachteile' und müssen den zivilgesellschaftlichen 

Organisationen Terrain überlassen. Sollte es der Zivilgesellschaft aber nicht gelingen, im Sin­

ne des "governing by community" das Demokratiedefizit der Europäischen Union nachhal­
tig zu reduzieren, könnte es beim ,Mythos' Zivilgesellschaft bleiben, während soziale Bewe­

gungen in dieses Vakuum stoßen - dann indes mit der realistischen Perspektive einer zuneh­

mend antieuropäischen Stoßrichtung. 
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